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Das Kirchliche Vermögensrecht
des Kantons Freiburg

in seiner historischen Entwicklung und heutigen Geltung.

Bon

Prof. Dr. K. Solder.

(Schluß,)

Viertes Kapitel.

Verwaltung uud Verwendung dcs Kirchenverinögens.

Die Verwaltung des Kirchenverinögens ') lag ursprünglich
in den Händen des Bischofs, welcher zuerst Diakonen, später

eigens dazu aufgestellte Oekouomen, welche unter seiner Aufsicht
standen, damit betraute. Das Anwachsen des Kirchenvermögens,

namentlich an Grund und Boden, ließ eine einheitliche Verwaltung
nicht mehr aufrecht erhalten; die Folge davon war die Abtrennung
des Ortskirchengutes vom Gesamtkirchengut, etwa vom «. und

9. Jahrhundert an, und eine besondere Verwaltung der bona parti-

') S, Probst, Die Verwaltung des Kirchenvermögens in den drei ersten

Jahrhunderten (Tübinger Quartalschrift. 1872, p, 883 ff); Grashof, Die
Gesehe der römischen Kaiser über die Verwaltung, des kirchl, Vermögens
(Archiv f, kathol, Kirchenrecht Bd, 36, p, 193 ff); Loening, Geschichte des

deutschen Kirchenrechts I, p, 234 ff, II, p, 694 ff; Stutz, Die Verwaltung
und Nutzung des kirchl, Vermögens in deu Gebieten des weström, Reiches von
Konstantin d, Gr, bis zum Eintritt der german. Stamme in die kathol, Kirche,
Berlin, Diss, 1892; Derselbe, Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens, I, Bd,,
1, Hälfte, Berlin 139S; Derselbe, Die Eigenkirche, Berlin 1895, und die früher
erwähnten Lehrbücher des Kirchenrechts,
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cularig, unter der Oberaufsicht des Bischofes. Die natürlich
gegebenen Vermalter des Lokalkirchenvermögens waren die Vertreter
der kirchlichen Institute, wie Pfarrer, Klostervorstand, Kapitel u.

s. w. Waren die Laien zuerst von der Verwaltung des Kirchengutes

ausgeschlossen, so brachten es die Verhältnisse mit sich, daß

später auch Pfarrgenossen zur Teilnahme an der Verwaltung des

Ortskirchengutes zugezogen wurden; seit dem 13. und 14.

Jahrhundert treffen wir Laien, welche unter der Aufsicht der kirchlichen

Behörden das Ortskirchengut als Kirchenmeifter (Kilchmeyer),
Pfleger, Kirchenvögte u. f. w. verwalten.

Diese Autonomie in der Verwaltung des Kirchengutes wurde

durch die Reformation durchbrochen, indem die weltliche Gewalt
das Kirchenvermögen teils an sich zog, teils unter ihre Verwaltung

stellte. Die Verwaltung des Kirchenvermögens kam auch in

katholischen Ländern unter die Vormundschaft des Staates und

konnte namentlich im 17. und 18. Jahrhundert nicht mehr frei
ausgeübt werden. Namentlich war es das Staatsrecht des

Josephinismus und die in Theorie und Praxis übergegangene rechtliche

Anschauung, daß die Vermögensfähigkeit der Kirche eine

Konzession des Staates sei, und daß folglich letzterer befugt sei,

das Oberaufsichtsrecht über Verwaltung und Verwendung des

Kirchenvermögens auszuüben, welche für die Verwaltung des

Kirchengutes von einschneidender Bedeutung wurden. Doch wollen

wir hervorheben, daß diese Entwicklung keine einheitliche war und

daß wir auch seit dem 16. Jahrhundert noch verschiedentlich ein

Oberaufsichtsrecht des Bischofs über das Kirchenvermögen finden').

s 1.

Bcrwaltlmg und Verwendung dcs Kirchenverinögens dis Ende

des 18. Jahrhunderts.

^V. Verwaltung des Kirchenvermögens. Ueber die früheste

Berwaltnng des Kirchenvermögens auf Freiburger Territorium
haben wir keine positiven Nachrichten. Seit dem 14. Jahr-

') Vgl, z. B. Blumer, Staats- und Rechtsgeschichte der schweizerischen

Demokratien II, t. Abteil., p. 25S,
,4jlk>,'ll„!d7i'« H'^<i «ckiickchsl/ ,,'UmtkM'Is
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hundert treffen wir in Freiburg Kirchenpfleger, melche die

Verwaltnng der kirchlichen Stiftungen, des Armen- und Spitalfonds
teils ausübten, teils darüber die Aufsicht führten '). Im Laufe
des 15. Jahrhunderts dehnte sich die Anteilnahme der Kirchenpfleger

an der Verwaltung allmählich anf das Kirchen- und

Benesizialgut aus, aber doch so, daß die Autonomie der

kirchlichen Verwaltung ziemlich gewahrt blieb ^). Den kirchlichen

Korporationen aber, besonders den Klöstern, wurde bezüglich der

Verwaltung ihres Vermögens weniger Spielraum gelassen. In der

Regel wurden denselben Klostervögte gesetzt, welche die Verwaltung

zu führen und Rechnung zu stellen hatten«). Diese Klostervögte

hatten weitgehende Befugnisse; die kirchlichen Genossenschaften

konnten ohne den Klostervogt weder Kauf, Tausch noch andere

Rechtsgeschäfte eingehen ^).

Dieser sich immer mehrenden Tendenz, die Verwaltung des

Kirchenvermögens oder wenigstens die Aufsicht darüber in den

Händen der Civilbehörde zu konzentiren, trat im 15. und 16.

Jahrhundert die Diözesangesetzgebung entgegen, indem dieselbe

die immuuitnö des Kirchengutes scharf betonte, die Bestimmungen
des Basler Konzils über den Gegenstand wiederholte und die

Einmischung Unberechtigter in das kirchliche Vermögensrecht
zurückwies °).

Die Behörde, welche, wie schon früher betont wurde, am

meisten in die Entwicklung des kirchlichen Vermögensrechtes
eingriff, war die heimliche Kammer Dies gilt anch von der

Verwaltung des Kirchenvermögens. Der Einfluß der heimlichen Kammer

auf die vermögensrechtlichen Angelegenheiten der kirchlichen

') Daguet, Histor. Auszüge, 7. Sept. 1335, 7. Sept. 133», 30, August
1393, 14, Oktober 1414, 3. Oktober 1431, (Freib, Staatsarchiv,)

') Vgl, Ratsmanual vom », Sept, 1451, 4, August 1452, 1, Juni 1464,
11, Aug. 1515, 17, Aug. 1549.

') Ratsmanual vom 8. November 1451, 13, April 1455, 29, Juni 1500
9, Juni 1509.

') Ratsmanual vom 12. Mörz 1482.
°) Ooirstitutionss »vnoelalss 1494, kol, 21 S, 32 ll; Ooostituticmos

1523, ^ 32 und 41.
°) S. über die Befugnisse dieser Behörde: Holder, lleberblick über die

Freiburger Verfassungsgeschichte 1900, p. 12.
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Korporationen läßt sich feststellen, soweit ihre Tätigkeit an dcr

Hand dcr Protokolle zuriickverfolgt iverden kann Andererseits
war es anch ein äußerer Grund, nämlich die mangelhafte
Verwaltung des Kircheugutes, über welche häusig, auch vou kirchlicher

Seite, Klage geführt wurde, welcher einer Einmischung dieser

Behörde Vorschub leistete. Diese Umstände brachten es mit sich, daß
die weltliche Behörde einen immer größeren Einfluß auf die

Verwaltung des Kirchengutes erlangte und schließlich, wie übcr einc

ihr zustehende Sache, Gesetze und Verordnungen erließ.
Wir haben oben erwähnt, daß die kirchlichen Genossenschaften

Rechnung über dic Berwaltnng ihres Vermögens ablegen mußten;
dies wi?d im Jahre 1547 nls „alter loblicher bruch" bezeichne!.

Daß diese Rechnnngsablegung nicht immer mit Regelmäßigkeit
geschah und auch oft unterblieb, und daß sich die kirchlichen

Korporationen dieser aufgelegten Verpflichtung zu entziehen suchten,

ist leicht zu begreifen. Diesem Zustande wollte die heimliche
Kammer cin Ende machen ^), da man in geistlichen Häusern und

Klöstern zu Stadt und Land schlecht haushalte. Dies komme

daher, weil man die Rechnungen derselben nicht prüft. Deshalb
regt die heimliche Kammer an, daß die Angelegenheit näher
beraten werden solle, und daß den geistliche» Häusern von drei zu

drei Jahre!' Vögte neu angestelll nnd bestätigt werden.

Die Anregung siel auf günstigen Boden. Der Rat beschäftigte

sich wiederholt mit der Sache und drang darauf, daß die

Rechnungsäblage der kirchlichen Genossenschaften regelmäßig
durchgeführt würde«). Die heimliche Kammer sorgte dafür, daß der

Eifer des Rates nicht erlahmte. Sie wachte über dic Ausführung
der obrigkeitlichen Bestimmungen, ersuchte, wenn es ihr notwendig
schien, den Rat um neue Verordnungen, hielt die sänmigcn
Verwalter znr Ablegung ihrer Nechnnngen an, forderte zur Kontrolle
einen Auszug der Einkünfte der Gottesglieder n. s. w. Sie
erhob sich heftig gegen unnütze Ausgaben, verlangte die Züchtigung

') S, die Projektbiichcr 1495 ff.

') Projektbuch W. Proj, 1547 (l.^isl, st v»r. 55, toi. 1>').

') S, die Rotsmemuole und die Ratserknuntnussenbttcher von 1549 ff.

z. B. Ratsmanuol vom 13. Juli 1579.
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der betreffenden Klöster und die Abstellung des „großen zeug und

gastereiJ" sie deckte die Mißbräuche, welche sich bei Ablegung der

Rechnungen eingeschlichen hatten, auf, nnd verlangte die Durchfiih

rung einer energischen Ordnung bei Prüfung dcr Klosterrechnungen.

Nicht nur die Klöster in der Stadt sondern auch auf dem Lande

sollen verhört werden. Auch von den Kirchmciern und den Bruderschaften

sollen die Rechnungen abgelegt werden ').
Der Rat ermahnte die Klöster zur Sparsamkeit und drang

darauf, daß alle überflüssigen Ausgaben vermieden werden ^).

Da die rationelle Verwaltung des Klostervcrmögens zu wünschen

übrig ließ, fetzte der Rat eine Kommission ein, welchc sich beraten

solle, auf welche Weise das Vermögen am vorteilhaftesten
verwaltet werden könne; diese Kommission solle dann dem Rat Bericht
erstatten. Die Borschläge, welche aus den Kommissionsberatungen

hervorgingen und dnrch den Rat im Jahre 1581 den Klosterobern

vorgelegt wurden, sind folgende^):
1. Es wäre gut, wenn jedes geistlichc Haus einen Laien hätte,

welcher mit der Verwaltung aller Güter und Einkünfte, in
einem Worte, mit der Berwaltnng dcs Zeitlichen: Abgaben,

Zehnten, Güter, Weinberge, Alpen, Vieh u. f. w. betraut

würde. Derselbe sollte ebenfalls befugt sein, das Haus in

Rechtssachen zu vertreten.
2. Dieser Verwalter soll das Vermögen gewissenhaft verwalten,

im Kloster wohnen und den Klosterobern Rechnung schuldig sein.

3. Da die Klöster viele entlegene Liegenschaften besitzen, deren

Bewirtschaftung große Kosten verursache, so wäre es besser,

solche Gütcr an Banern zu verpachten. Dadurch würde viel

Weg und Zeitverlnst für die Religiösen erspart und die

Einkünfte erhöht.
4. Die Klöster sollen sich der Sparsamkett und der Genügsamkeit

befleißigen.

') Projektbuch 1555, 1557, 1559, 1568, 1571 (l^sgisi. st var, 55,
kol, 30, 39b, 45,, 125) ; Projektb, 1572, 1578, 1580 (I^sZisl. st
vsr. 56, kol. 5, 71b, 95) Projektb. 1597, 1600, 1602 (I.szi«i. st var. 57,
kol, 233, 249, 260, 261),

') Ratsmanuale und Ratserkanntnussenbiicher vvm 18, Juli 1558, 6,

November 1559, 23, Juli 1560, 2, Mai 1564 u, s, w,

°) Ratserkanntnussenbiicher 16, fol, 13?b (18, Juli 1581),
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Welchen Erfolg dieser Vorschlag hatte, läßt sich nicht
feststellen ; tatsächlich scheint an dcn bestehenden Verhältnissen nichts

geändert worden zu sein. Die heimliche Kammer setzte ihre Be

mühungen in der angegebenen Richtung fort, uud der Rat schärfte

wiederholt die Verordnung ein, die Klostcrrechnungen zu verhören ').
Nach althergebrachter Sitte begaben sich die Deputierten zur
Abnähme der Rechnungen in die Klvster und vcrsammclten den

Konvent. Im Jahre 1S9S und 1596 berät sich der Rat darüber,
ob es nicht besser wäre, die Rechnungen hier zu verhören; doch

wurde beschlossen, für dieses Jahr noch beim Alten zu bleiben,

jedoch könne dies für die Znknnft nicht maßgebend sein ^).

Um den unbefugten Eingriffen der Kirchenpatrone und
anderer Laien in die Verwaltung des Kirchenvermögens, speziell der

Benefizien, Einhalt zn tun, beschloß der Rat, auf die Klage dcr

Benefiziaten hin, ein Verzcichniß dcr Einkünfte der Pfarrbenefi-
zien, Kapellen, Kirchenfabriken und anderer geistlichen Glieder

machen zu lassen; dabei solle festgestellt werden, wie viel die

Kirchenpatrone von dcn Einkünften beziehen, und ob dieselbe solche

nicht wiederrechtlich sich aneignen u. f. w. Diese Aufnahme soll

auf dem ganzen Territorium gemacht werden nnd zwar in den

Vogteien im Beisein des Regiernngsstatthalters. Ein Bericht soll
darüber dem Rat eingereicht werden ^).

Auch die kirchliche Behörde hielt darauf, daß die Verwaltung

des Kirchengutes eine regelmäßige fein sollte. Die
Synodalgesetzgebung erließ Bestimmungen, welche eine gewissenhaste

Verwaltung des Kirchenvermögens bezweckten; dieselbe betont,

daß der Benesiziat das Kirchenoermögen und die kirchlichen
Einkünfte überwachen solle, und daß er für allfälligen Schaden am

Kirchenvermögen haftbar gemacht wird. Die Bruderschaften werden

zu jährlicher Rechnungsablegung gezwungen; die Rechnuugs-

ablegung über Vermögensstand und Einkünfte der Benefizien muß
in Gegenwart des Pfarrgeistlichen stattfinden').

') Vgl, Ratsmanual und Ratserkanntnussenbiicher vom 28, Nov, 1591,
1, Feb. 1595, 8, Juni 1595, 2, Mai 1596, 7, Mäi 1597 ; Projektbuch 1597 ff,

«) Ratsmanual vom 17, April 1595 und 2, Mai 1596,

2) Mandatenbuch III, fol, 84- (1, Dezember 1611),

') Oonstitutionss svnoZalss 1494, lol, 32 ; Ocm«t. »vnockais» 1523
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Der Rat übte seit Anfang des 17. Jahrhunderts eine strenge
Kontrolle über die Verwaltung der kirchlichen Korporationen aus.

Im Jahre 1612 erließ er eine Ordnung >) betreffs der Spital- und

Bruderschaftsrechnungen; er forderte jährliche eingehende Nechnungs-
ablage von Klöstern und kirchlichen Korporationen und verwandte

darauf Tage und Wochen. Der Reihe nach sehen wir die

Verwalter verschiedener Stiftungen, wie Scelenmeister, Siechenvogt,
Kirchmeier, Bruderschaftsmeister, Spitalmeister, ferner die Klöster

Altenrys, Part-Dieu, Valsainte, Barfüsser, Augnstiner, Magerau
n. s. w,, das Kapitel St. Niklaus, die Benefiziaten uud Pfarreien

vor dem Rat erscheinen, um Rechenschaft abzulegen ^). Die
säumigen Gottesglieder, sowohl Klöster als Geistliche, werden

wiederholt ermahnt, jährlich ihre Rechnung abzulegen und am

bestimmten Tage vor den Deputirten zn erscheinen ^).

Bezüglich der Kirchengüter, welche die Landleute in

Händen haben, wurde im Jahre 1660 bestimmt, daß über die

Verwaltung derselben in Gegenwart des Pfarrhern, dcs Venners
und des Vogtes jährlich Rechnung abgelegt werden soll''). Im
Anschluß daran erneuerte der Rat ein früheres Mandat der Kirchengiiter

wegen, von denen gesagt wird, daß sic nicht gnt in den

Händen der bestellten Kirchenpfleger gelassen werden können aus

Bcsorgniß, dieselben könnten verschlendert werden; eine jährliche
Rechnnngsablage in Gegenwart des Pfarrers und des Vertreters
der weltlichen Behörde sei notwendig °).

Die heimliche Kammer hatte unterdessen den Klöstern ihre
spezielle Aufmerksamkeit gewidmet. Nach jahrzehntlangen
Anstrengungen brachte dieselbe im Jahre 1673 eine Reform des

Vermögensrechtes, hauptsächlich die Klöster betreffend, von welcher

iz 41 Statuts svoväalia 1599 «, II, S, « ; «tat, «vooä, 1625, Z 21

Oonstit, »vnocials« 1665, toi, 114 ; lVIanuals onruv spisoooali» 1594 lk,

I«Wim (Bifchöfl. Archiv),
') Ratsmanual vom 16. April 1612,

') Mandatenbuch 1621 ff, z, B, III, lol, 204, 205, 3»2b, 4«9b, 603°.
619a u, s, w,

°) Ratsmanual vom 1?, März 1646. 2«, Mai 1652,

') Ratsmanual vom 20, Mai 166«,

°) Mandatenbuch V, toi, 115 (20. Sept, 1660),
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im ersten Kapitel das nähere zu finden ist, zu Stande. Die die

Verwaltung des Klostergutes betreffenden Bestimmungen sind

folgende :

„Es wird bei allen Klöstern zur Verwaltung der

weltlichen Geschäfte von der gnädigen Obrigkeit je ein Pfleger
bestellt werden, dessen Ernennung ohne Widerrede für alle

Zeiten zu den Befugnissen des Rates gehören soll.

Jährlich wird der Pfleger des Gotteshauses dem Rat
oder der dazu deputierten Behörde den Bericht seiner

Verwaltung vorlegen mit Angabe des Vermögens, der Einnahmen
und Ausgaben, damit die Obrigkeit wisse, wie das Vermögen
verwaltet wird, und ob die aufgestellten Verordnungen
befolgt werden.

Von den künftigen Verwaltern soll ein Eid gefordert
werden" ^).

Dieses Reglement wurde den kirchlichen Korporationen, welche,

seien es Klöster oder andere geistliche Glieder, der Obrigkeit jährlich

Rechnung zu stellen schuldig sind, mitgeteilt mit der

Aufforderung, ihre Rechnungen jährlich, wie es von alten Zeiten her
immer Brauch war, mit Angabe aller Hnuptgüter mitzuteilen,
damit man wisse, in welchem Stand der Oekonomie sie sich

befinden ^).

Die Mahnungen und Aufforderungen an die Gottesglieder,
die Rechnungen abzulegen, wiederholten sich bald seitens des Rates.
Die Verzeichnisse der liegenden und fahrenden Güter mnßten

eingefordert werden, unter Androhung der obrigkeitlichen Beschlagnahme

derjenigen Güter, welche nicht angegeben werden Die
bei Gelegenheit der Rechnungsablage der kirchlichen Korporationen
übliche Mahlzeit wurde im Jahre 1692 abgeschafft und dafür
eine von den Gottesgliedern zu bezahlende Entschädigung eingeführt

^).

') Ratsmanual vom 26, Januar 1673,

') Letztere Bestimmung wurde als zu weitgehend beanstandet
(Ratsmanual vom 26, Januar 1673),

') Geistliche Sachen No. 446 (14, April 167»),
') Ratsmanual vom 22. Mai 1681, 4. März 1688.

'') Ratsmanual vom 28. Mai 1692.
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Die heimliche Kammer verlor die Verwaltung der kirchlichen
Korporationen nicht aus dem Auge. Wie wir oben gesehen haben,
hat dieselbe durch zielbewußtes Vorgehens am Ende des 17.
Jahrhunderts die Errichtung einer Amortisationskammer, welche den

Erwerb der kirchlichen Korporationen zu überwachen hatte, einer

Dotationskammcr, welcher die Dotirung der Klostergeistlichen unterstand

und einer Exekntionskammer, welche die Ausführung der

Gesetze und Bestimmungen in Betreff des kirchlichen Vermögensrechtes

zu besorgen hatte, durchgesetzt. Zu derselben Zeit sehen

wir dieselbe ebenfalls bemüht, die Errichtung einer Administrationsund

Aufsichtskammer, welcher die Aufficht über Verwaltung nnd

Verwendung des Kirchenvermögens unterstellt werden sollte, zu erreichen.

Znr Begründung der Notwendigkeit derselben weist die heimliche
Kammer auf die mangelhafte Verwaltung der Renten nnd Einkünfte der

Gottesglieder, auf die zu großen Ausgaben und auf den schlechten

Haushalt derselben hin und verlangt zuerst ein Reglement, nm
den Mißbräuchen in der Verwaltung ein Ende zu machen, sowie
cine regelmäßige jährliche Einberufung und eingehende Prüfung
dcr Rechnungen '). Im Jahre 1731 stellt die heimliche Kammer
dcn Antrag, die obenerwähnte Kammcr zu errichten und begründet
dcn Antrag damit, daß die Seckelmeister, Stadtschreibcr und Venner,
welche die Inspektoren und Väter der Gottesglieder von Amtswegen

sind, mit mannigfaltigen Geschäften anderweitig so überhäuft

sind, daß es ihnen gleichsam unmöglich ist, eine rechte und

genügende Aufsicht über die Gottcsglieder zu führen ^). Diese

Kommission wurde vom Rate eingesetzt; im Znsammenhang damit
wurde die Stellung nnd die Befugnisse der Klostervögte neu
beraten Wir erfahren nichts näheres über die spezielle Befugnisse

dieser Vcrwaltnngskommifsion, noch über das Verhältnis der

Klostervögte zn derselben. Seit 1756 treffen wir dieselbe in

Thätigkeit und mit der Verwaltuugsaufsicht betraut; im Laufe
des 18. Jahrhunderts tritt sie nns wiederholt entgegen und führt
auch den Titel « oonnnissiou cls vöribeirtion äos oomptos »

') Projektbuch 167», 1716, 1721, 1722 (l.szi8>. st vsr, 58. kol. 135 «,

212 a, 220 K, 222 «).

') Projektbuch 1731 (I^««i»l. st var. 58, kol. 242).

') Prvjektbuch 1756 und 1757 (I.«gi»1. st vsr. 58, kol. 324«, 325 i>).

') Ratsmanual vom 8. Juli 1757, 26, März 1776, 27. April 178«.
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Das 18. Jahrhundert brachte in Bezug auf die Verwaltung
des Kirchenvermögens keine weiteren neuen Momente. Die Zügel
der Verwaltung des Kirchengutes wurden immer straffer

angezogen, die weltliche Behörde regierte in Bezug auf die Verwaltung
des Kirchengutes so zu sagen als ausschließlicher Faktor. Es ist

überflüßig, die Anzüge und Aufforderungen, welche nn die

kirchlichen Korporationen behufs Rechnungsablegung und Verwaltung
im 18. Jahrhundert ergingen, aufzuführenDaß diese Aufsicht
eine gründliche war, ergibt sich, um ein Beispiel anzuführen, aus
dem Ersuchen des Rates an das Kapitel St. Niklaus, die Titel
aller seiner Kapitalien, Renten, Ausgaben und den Nachweis der

bisherigen Verwaltung seiner Güter vorzulegen. Da die Rechnung
des Kapitels nicht nach obrigkeitlichem Befehl aufgestellt war, so

wurde dieselbe suspendirt und dem Kapitel der positive Befehl
zugesandt mit der Weisung, daß 1. die Kapitalien summariter
in diese Rechnungen kommen und spezificirt werde, wie viel Zins
davon empfangen wurde, 2. die Summe der Anniversarien und
die Einkünfte derselben angezeigt werden, 3. die Stiftungen spe-

zificiert werden und das Einkommen derselben ebenfalls angegeben

werde, 4. der Propst dafür sorgen solle, daß der Procurator nicht
so lange derselbe bleibe.

Die Klagen über schlechte Verwaltung der kirchlichen
Korporationen wiederholten sich ebenfalls in der zweiten Hälfte des

18. Jahrhunderts. Der Rat ließ nnn allen Klöstern,
Gottesgliedern, Bruderschaften u. f. w. durch Generalmandat bekannt

geben, daß dieselben keine Handlung von vermögensrechtlicher

Wirkung ohne obrigkeitliche Gutheißung, und zwar unter Strafe,
vornehmen können; zugleich beauftragt er die Verwaltungskommission,

einzelne kirchliche Korporationen, bei welchen besonderer

Anlaß vorlag, tunäitus zu untersuchen und einzusehen '). Zur
Herstellung einer rationellen Oekonomie wird ein Verwaltungs-

') Vgl, Ratsmanual und Ratserkanntnussenbücher von 18. Jnni 1734,
1« Juni 1737, 5. März 1753 u. s. w.

Ratsmanual vom itt. November 1758,

Ratsmaimal vvm 8, Juli 1757.

') Ratsmanual vom 28, März 1778; Mandatenbuch V, 238.
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plan aufgestellt nnd Bestimmungen über Ausgaben, Sparsamkeit
und Rechnungsablegnng gegeben

ö. Verwendung des Kirchenvermögens ^). Diese ist im Laufe
der Jahrhunderte im ganzen dieselbe geblieben, wie sie

ursprünglich war. In den ersten Zeiten wurden die Einkünfte jeder
Kirche gewöhnlich in vier Teile geteilt: für den Bischof und die

kirchliche Verwaltung, den Klerus, zum Unterhalt der kirchlichen
Gebäude und des Kultus und für die Armen. Nach Abtrennung
des Ortskirchengutes vom allgemeinen Kirchengut und mit der

Ausbildung des Eigentums der einzelnen Kirchen trennte sich an
letzteren in der Regel das Ortskirchengut in Benesizialgut, zum
Unterhalt der Geistlichen, und in Fabrikgut, zum Unterhalt der

kirchlichcn Gebäude und des Kultus. Neben diesen entstanden

beinahe überall noch besondere kirchliche Stiftungen zum Unterhalt

der Schulen und der Armen. Die Sorge für die Armen
blieb dennoch als Pflicht des Klerus bestehen, wenn auch durch
die Stiftung von Wohltätigkeitsanstalten die Last vermindert

wurde; doch hat die neuere kirchliche Gesetzgebung diese Verpflichtung

erneuert ^).

Ueber die älteste Verwendung des Kirchenvermögens auf
Freiburger Territorium haben wir keine bestimmten Nachrichten;
ohne Zweifel galt das gemeine kirchliche Recht. Die Handfeste

von 1249, welche im wesentlichen eine Neubestätigung der

Gründungsurkunde von 1179 ist, bestimmt <), daß von erblosem Gnt
ein Drittel zu kirchlichen Zwecken verwendet werden soll; über
die Art der Verwendung wird nichts gesagt.

Daß die Verwendung des Kirchenvermögens und der

Einkünfte desselben unter der Kontrolle des Bischofs stand, ersehen

wir aus den Klagen, welche uns in den bischöflichen Visitations-
prvtokollen über Verschleuderung und schlechte Verwendung des

Kirchenvermvgens entgegentreten. Die Synodalgesetzgebung °) be-

') Ratsmanual und Ratserkanntnussenbuch vom 27. April 1780.

2) o. 27—3«, O. XII, qu. 2 : Loening, Geschichte des d. Kirchenrechts

I, p. 240 lk. II, p. 695 S.

2) Oon«. Iricisntinum. 8sss, XXV «. 1. gs relormstions.
') Handfeste sg. Lehr. Z 23,

') K>n»UtuU,ms» svnmIM», lol, 1494. lol. 20 b, 21.
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legt mit Strafen diejenigen, welche die Einkünfte der Benefizien
ohne Rechtstitel beziehen, nnd wendet sich gegen Patrone und

andere, welche von den Einkünften dcr Benefizien mehr beziehen,
als ihnen von Rechtswegen zusteht. Diese Bestimmungen wurden
im Jahre 1523 erneuert und in den späteren Statuten dahin
erweitert, daß von den kirchlichen Rechtsamen nnd Einkünften
nichts preisgegeben werde, sondern daß dieselben stiftungsgemäß
und nicht zu Gunsten der Familie des Benefiziaten verwendet
werden sollen').

Die weltliche Behörde scheint erst dann Veranlassung
genommen zu haben, bezüglich der Verwendung des Kirchenvermögens
einzugreifen, als Mißbräuche sich in die Verwendung desselben

einschlichen. Vorher beschränkte sie sich darauf, iiber Verwendung
von Opfer und Zehnten, Regelung der Einkünfte, Anstände wegen
Einkünfte u. s. w. zn statuiren ^). Als dann die Klagen wegen
schlechten Haushalts der Klöster in Stadt und Land vorgebracht

wurden, sah sich der Rat veranlaßt, näher iiber die Verwendung
des Klostervermvgens zu wachen ^). Um der Nichterfüllung
vorgeschriebener Bedingungen und stiftungSwidrigcr Verwendung bei

Schenknngen, Vermächtnissen, Stiftungen u, f. w, vorzubeugen,

hat das Stadtrecht folgende Bestimmungen aufgenommen '):
H 361. Wann ciio geding uucl votliobnlt einer gabung nit

gebalten werdend. In gemein ist, eine gabung besebecben

mit geding uucl vorbekalt uucl das geding usgabt ocler

aber vit, erstattet, würd, so mag äie gäbung wiclerrutt
werden durek äen geber selbs oäer durek svuo erben,

§ 362. In gutt«gabsn. Wauu einer ein erbürmblieks ga-
bung oäer ein gäbung us audackt, als gottsgäben, äie
äen armen, äon stitteu gssekoksn, emptaekt um!

die eonclition uuä geäing. in vvslskeu äis gab vergäbet
vvorclso, vit Kältet, dissslkigs auek »aek des geber«

') l'u,,»Ul.uti«ns» «vuoclslss 1523, M 30, 32; Statuts svnoäalia,
1625, U 2, 22 ; «„nstitutionss «vuscials« 1665, kni, 114,

2) Ratsmanual vom 6. Juni 1483 ff; Projektbuch 1501, 1502, 1503 ff,

<1.«5;i«i, st vae, 54, KI. 18 b, 25° u, s, w),

') Projektbuch 1547 ^sgisi. st var. 54, kol. 1 b).

Municipale sä. Schnell, Z8 361, 362,
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wMev, Meinung uncl «räouvg «Kue iinckeruug und gioss
nit druckt, nocb anwenclt, so mag cies gebers erb uncl

svne nncKKummen clie gadung mit tug unä reckt evt-
Kräftigen lassen.

Es wurden ebenfalls wiederholt Klagen seitens der

Benefiziaten laut, melche vorbrachten, daß die Kirchenpatrone die

hauptsächlichsten Einkünfte an sich ziehen, so daß zu anderweitiger
Verwendung wenig übrig bleibe. Der Nat versprach Abhilfe'). Im
Jahre 1627 machte der Rat dem Kapitel St. Niklaus Borhalt
darüber, daß ein Kanonikat Jahre lang nicht besetzt werde und

die Einkünfte desselben anderweitig verwendet werden. Der Rat
verlangt, daß das Kanonikat wieder besetzt werde, zumal der

Gottesdienst nicht gnt gesungen sei; er erwarte Bescheid in dieser

Angelegenheit. Sollte das Kapitel, wie solches schon vorgekommen

sei, sich ungünstig oder unehrerbietig aussprechen, so werde

man dasselbe schon an geistliche Zucht gewöhnen können ^).

Ein offenes Auge hatte auch die heimliche Kammer für die

Verwendnng des klösterlichen Einkommens. Dieselbe verlangte

genaue Kontrolle über die Ansgaben dcr Klöster; sie beklagt sich

ferner, daß, ungeachtet des großen Einkommens der Klöster, wenig

für gute Zwecke verwendet wird, sondern daß dasselbe zum großen

Teil dazu dient, um den Müßiggang zu erhalten. Dieser

Mißbrauch soll abgeschafft, und es sollen Mittel beraten werden, wie

dies am besten geschehen könne °).

Der Rat hielt sehr auf die stiftungsgemäße Verwendung

des Kirchen- und Stiftnngsvermögens. Auf eine Anfrage der

heimlichen Kammer, ob man die Gvttesglieder nicht zu Trost und

Hilf der in den vaterländischen Kriegen geschädigten oder in

Armut geratenen Bürger heranziehen dürfe, zumal die Einkünfte

derselben oft nicht zur richtigen Verwendung kämen, antwortete

der Rat, daß er keineswegs gestatten werde, daß das Einkommen

wider die Intention des Stifters angewandt werde'). Im Jahre

') Mandatenbuch III, toi. 34 (1. Dez, 1611).

') Mandatenbuch III, kol. 635 -> (10. November 16S7).

') Projektbuch 1644, 1645 (I^sglsl. st vsr. 58, kol, 54«, 57»).

') Projektbuch 1659 <I.sßisI, st vsr. 58, kol, 97 i>).
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1660 verordnete der Rat verschiedene Maßnahmen, damit das

Kirchengut nicht verschleudert und dcr richtigen Verwendung nicht

entzogen würde').
Ueber die Verwendung der Einkünfte in Frauenklöstern

wurde im Jahre 1673 bestimmt, daß mit den Zinsen des

Vermögens die Klosterfrauen erhalten werden; darin werden die

Ausgaben für Nahrung, Kleidung, Instandhaltung der Gebände,
der Gehalt des Kaplans, die Ausgaben fiir Sakristei und

Kirchenausschmückung und alle anderen Sachen inbegriffen ^).

Ueber die Verwendung der Einkünfte aus dem Vermögen
der Gottesglieder und Stiftungen weiß die heimliche Kammer an
den Rat im Jahre 1679 zu berichten, daß man gegen die

Intention der Stifter geht, das Einkommen nicht nur für allerhand
unnütze und unverdiente, wie auch für fremde Personen verwendet,

sondern daß man auch so viel ausgibt, daß das Grundvermögen

angegriffen und also die Bruderschaften und das Spital
zu Grunde gerichtet werden. Deshalb haben die Venner und die

heimliche Kammer befunden, daß es an der Zeit sei, größerem
Uebel vorzubeugen und die Angelegenheit vorzubringen, damit
solcher überschwenglicher Ausgaben wegen der Rat eine bessere

Ordnung erlassen und die Ausführung derselben einer zu
errichtenden Behörde (Administrations- nnd Auffichtskammer) übertragen
solle -'). Der Rat ging teilweise auf die Anregung ein und er-

'ließ vor der Hand eine Bestimmnng über die Verwendung des

Stiftnngsoermögens ''). Die Wirkung war nur von kurzer Dauer;
denn schon im Jahre 1685 hob die heimliche Kammer hervor,
daß die Gottesglieder, Spital und Brnderschaften u. f. w. zu

Gründe gehen müssen, wenn nicht ernste Remedur geschaffen wird,
da es bekannt sei, daß jährlich das eine oder andere Gottesglied
von seinem Grundvermögen verbrauche und verwende. Es sei

nun an der Zeit, daß der Rat ein „sattes" Reglement erlasse und

>) Mandaieabuch V, KI. 115».

') Ratsmaiinnl vom 26, Januar 1673,

°) Projckrbuch 1679 (I^isI, st var. kol, 135»), Das nähere schon

oben,

') Rntsmann^l vam .2S. Oktob.er 1631,,,^,^, ,.>..,.
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durchführe. Die Einkünfte der Gottesglieder seicn festzustellen, und

die Ausgaben darnach zn beschränken. Daß dic Einkünfte der

Stiftungen erschöpft werden, liegt unter anderem in dem Ilmstande,
daß ein großer Mäßigung herrscht, und daß beinahe niemand

arbeitet; man nimmt auch allerhand schlechte arme Leute zu Hinter
fassen an odcr tolerirt dieselben. Diese alle leben aus den

Stiftungen ; Arme aus alten und verburgrechtcten Geschlechtern seien

es nur wenige, welche von den Gottesgliedern erhalten werden ').
Der Rat ging auch diesmal auf den Borschlag der heimlichen
Kammer ein und verordnete eine Reform der Gottesglieder im

angegebenen Sinne und die stiftungsgemäße Verwendung dcs

Vermögens °).

Dem Uebelstande auf die Dauer abzuhelfen, schien auf diese

Weise undurchführbar. Anfangs des 13. Jahrhunderts kam die

heimliche Kammer auf die Angelegenheit zurück und betonte, daß

es auf der Hand liege, daß dic Renten und Einkünfte der Gottesglieder

dnrch die großen Ausgaben merklich erschöpft werden, nnd

daß letztere schließlich zu Grunde gehen müssen; es solle eine

rationelle Verwendung der Einkünfte eingeführt werden, und dies sei

Sache des Rates Die heimliche Kammer sieht das Heil nur
in der Errichtung einer Anfsichtskammer, welche schließlich auch

zu Stande kam; seit der Mitte des 13. Jahrhunderts treffen wir
dieselbe in Tätigkeit. Da die Aufsichtskammer im wesentlichen

mit der Verwaltungskammer zusammenfällt, brauchen wir hier
auf ihre Tätigkeit nicht näher einzugehen und können auf das

oben gesagte verweisen.
Ueber die Arten der Verwendung des Kirchenverinögens

im einzelnen wollen ivir nur noch kurz beifügen, daß neben

der gewöhnlichen Verwendung der kirchlichen Einkünfte und der

Erträgnisse der Stiftungen, solche auch, z. B. Opfer, Zehnten u,

s. w. zum Kirchbau verwendet wurden. Der Unterhalt der Kirchen
und Kapellen 4), sowie des Kultus, wurde, sofern nicht besondere

') Projektbuch 1685, I. e. KI. 157 d.

°> Ratsmanual vom 21. November 1689.

Projektbuch 1716, 1721, 1781, I. n. KI. 212 «, 220 212 «.

') o. 4 X. Ss ssel. lsclik. vsi rsparanSis III, 48. Vgl. die Berichte
der Bisitationsprotokolle von 1416/17 und 1453 iiber den schlechten Unterhalt
der Kirchengebäude,
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Stiftungen vorhanden waren, aus dcn Einkünften dcr Kirchen,
fabrik bestritten; der Unterhalt dcr kirchlichcn Gebäude dcr Klöster

oblag den Stiften, der Unterhalt dcr Privatkapellen, deren es in

Freiburg eine große Anzahl gab, den Besitzern. Doch finden wir
auch, daß Kirchenpatrone, welche oft auch Einkünfte aus der

Kirche bezogen, und Stifte, welchen eine Pfarrei inkorporirt
war, die kirchliche Baulast zu tragen habenIn Bezug anf
die Unterhaltung der kirchlichen Gebäude griff die geistliche und

weltliche Behörde, wenn es notwendig schien, ein, und drang
darauf, daß dieselben restaurirt und unterhalten würden ^).

8 2.

Verwaltung uns Verwendung dcs Kirchcnvermögcns in dcr

neuern Zeit. Das geltende Recht.

Unter der helvetischen Republik wurde das Kirchengut als

Nationalvermögen sequestrirt und eine Administrationskammer
errichtet ; das Vermögen der Klöster und geistlichen Stiftungen wurde
der Verwaltung der Civilbehörde unterstellt. Das Gesetz vom 12.

Juni 1798 bestimmt über die Verwaltung solgendes ^ :

« lüonsiäsraut qus l'Lt^t äoit aussi bisu pourvoir ö l'su-
tretisu des membres äss abbaves et couvsus, qu'ü Ia surete
äes bieus äe telles eommunuutes, ckaque ckarnbre säministra-
tive est ebargss äaus sou rsssort äs ekvisir äans la psr-
sovue ä'uu Kabitant äs I'snclroit. propre s, un tel emplc»', uu
aäruinistratsur qui, sous sa respousabiiite, renära sxtaetsmeut
eompts äe Ia revte et äe la äepeuse äu couvent, äout il aura
I'inspectiou, ä la ckanrhrs ääministrativs äu cantou. 'loute

') Ratsmanual vvm 6. Juni 1483, 28. August 15»3, 3, Februar 1594,
24, April 1597.

') Bgl, z, B. Mandatenbuch Ii, tvl, 151 (16. Juli 1597); III, toi.
«9 b (21. Juli 161«); Oon»tituti«nss »vuodals» 1665, kol, 119-120;
Ratsmanual vom 15, März 1753 ff; Bisitationsberichte des 17, und 18,

Jahrhunderts, (Bischöfl, Archiv), Statuta gvnoclälia 1812, p, 9 lk,

^) UuIIvtiri olNviöl 6« la LdaruKre aämini«trativs ciu oanton cis

^ribourx I, p 120 S,
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dispositio» g, I'egärd du mokilisr est interdits sux aKKnves

et couvens pendänt Iä dures du sequestrs; et ckäqus eliäin-
Ki^s administrntivv est ekärges dans sou resssit d'v veiller,

II est ds plus ordenus par Iss prsssntss, qus Iss rnsm-
Krss ds ces aKKnves et couvens, les artisnns et dnmesliquss
qui v sont ättäcke's, seront entretenus convenablement st qu'on
pourvsirä do msme ü I'entretieu des Kntiments necessäires,

II sst psi'mis ds möme aux gdministräteurs stäblis
d'ättsrmsr pour estte annes, comme precedemment ils etaient
desä «rdinäiremsnt ättsrmes, les rsvsnus ds css communautös,
ä condition qu'ils prsssntsrsvt Iss märekss qu'ils conclusrnnt
il est eilst, g, Iä ckämbre ädmiuistiätive qus cslä pourrg, re-
gärder, pour obteuir son äpprobation,

I_,e ekoix des ädministräteurs de ces Kiens stänt läisse

ä Iä ckämbre administrative du esuton, il est eutendu qu'ells
sst äussi rssponsäKIs d« leur Zestiou. »

Das Gesetz vom 18. September 1798 bestimmt über dic

Verwaltung und Verwendung des Vermögens der klösterlichen

Genossenschaften folgendes :

« Kä ekäinbre ädlninisträtivs ds ckäqus canton dsn« le-

quel se trouvsnt dss couvsns ou quslque äutrs Zsnrs ds cor-
poiätions rolißieuses, pourvoira, n Iä reszie ds Isurs bisns au

uoni ds I'Ltät st de Iä mnniere suivänts!

a) Kiä ekäiubre ndministrativs preudrä et tisudrä un in-
vsntäire sxäct des Kiens msublss et iinuieublss,
LIIs nomnisrä, saus sa rsspousäbilits, pour ckäqus cou-
vent situö daus sou rsssort, un ädministrätsur probs et
eoteudu ^),

«) tüelui ei invigilers, sxactsmsnt et soijzusussmsnt Iss Kisus-

toud», bätinients, etc. li diriger» su generäl I'sevuomie
dn eouvsllt, ds I'äbbävs ou du ckäpitre euuüs a ses

soius. II tiendra uu eompts exäet de Iä reestte ot ds Iä

') Suilstiu oöSeisl I, p. 341.

') Auf Grund des Gesetzes vom 12. Juni 1798 und dieser Ausfüh-
rungsbestiinmungen wurden in Freiburg die Verwalter für die verschiedenen

Klöster von der Ndministrationskammer ernannt (Suilstin oktleiei I, p. 122),
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dev6v.se et dsvra soumettrs ee compts, avee les pieess
s I'appui nscessaires, tous les trois mois a Ig, revision
de Ig, ekambrs administrative.

Korsque Ia ckanibrs administrative aura ree,u un

eompts ds quartier du regisssur st I'aura sxamius et vs'ritie,
eile sera tsnus d'sn tairs parvenir uns eopis au Ministers
des llnaness pour Ia remsttre aux autorites superisures.

8i apres avoir tourni a I'sntrstisn dss msmdres ds Ia

eorporation et pave Iss autrss dspenses indispensables, il se

trouvs un sxcedent dans le revenu annuel ds I'un «u ds I'autre
de ces eouvens ou eorporations, cet exesdsnt sera destins s,

I'eutretien dss etablisssmsnts d'education «u ds secours pu-
blies st au soutien d'autrss couvens peu movsnuss; mais Is

tovd lui-mems vs pvurra samais etrs distrait, taut que le

eouvent existera.
II Isur (sux msmbrss qui quittsnt la eorporation) sera

alloue, aussi lonZtemps qu'ils restsront en Luisse, une peu-
sion änuuells, proportinunes aux cireonstances; par contre ils

ne peuveut tormer aucuve pretentioo sur Ia dot qu'ils au-
raisnt apportes a leur entrse au couvent. »

Bei der ossiziellen Mitteilung und Ausführung des Gesetzes

vom 17. September 1798 wurden Zusatzbestimmungen erlassen

« qui determinent d'un cote avee pre'cision Iss eonditions sous

IssqusIIss les msmbrss ds css eummuuautss pourront svuir
du bieutait ds estte loi et qui etabllssent de l'autre uns rsZie
et eomptäbilite exacte st tidels dss Kiens nationaux attribuss
a I'entretieu dss eouveus et eommuvautes religisuses. »

Die Bestimmungen über die Verwaltung sind folgende

« ?ous les ivteodans «u reeeveurs des eouvens, etc.,
institues par Iss ekambrss administratives, revdront des eomptes
de Isur gsstiou susqu'ä Ia tin du mois ds novsmbre, accom-

pagnss d'un täblsau eomplet de I'eeonomie du couvent, cka-

pitrs, etc., qui leur est covlie.

') IZuIlstin I, p. 417 «. (23. November 17WZ.

Sui Istin 1, p. 450.
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Oes coniptes seront examinss st verities par Ia OKam-

bre aämivistrative clu canton «1 envovss snsuits au ministre
äes linaness avso Isurs rsinarquss,

(üstts reäiiition cls eoiupie sorg, repeiss ä Ia tio ciu

mois 60 äecsmbrs et ensuite cis trois msis sn trois mois.
Des que le minist.ro cies tinanoes aura un appsr<zu

general st eomplet äe tous les bleu« äss eouvsns, cis leur
eteuäue, Situation et prociuit, il tormera un plan pour tonärs,
simplilisr st taeiliter Isur acliniuistratio».

II äressera un etat cies svmmes et äes tournitures,
qui ssront inäispsnsablss pour äouner une Kunnets subsistause

aux ecelesisstiques, qui prstsrent äs vivrs snssmbls et pour
pavsr les pensions a eeux qui prennsnt le psrii äe se rstirer
äu couvent.

II ässignera ä ebaque eouvsnt et onmmunauts st ä eba-

que psnsionnairs Is touäs äuqusl il lui sera tourni Ia subsis-

tanee,

Korsqu'il ss trouvora sur l« rsvsnu gensral cis tous
les eouvsns, ouapitres, ete,, un exesclent, äöcluotivn taits äs

toutss Iss äspsnsss qui pessut sur Is äit revenu, il en sera
äonns eonnaissaneo au Dirseteur sxseutit, pour assigner Is

montant aux ministres äs I'iuterieur et äs I'instruetion pu-
blique, atin äs I'smplvver sslon Ia teneur cie Ia loi, »

Im Jahre 1803 wurde durch die Mediationsakte den Klöstern
die Güter und den kirchlichen Korporationen die Verwaltung znrück-

gegeben; bezüglich der Verwaltung des Klostcrvermögens wurde

im Jahre 18V5 der frühere Zustand wieder hergestellt, indem dcn

Klöstern die Berwaltnng ihres Vermögens zurückgegeben ivnrde,
die Klostcrvögte oder Pfleger die Oberaufsicht über dieselbe

erhielten In wichtigeren Sachcn mußte der Pfleger an den Rat

gelangen; in gewöhnlichen Verwaltnngssachcn konnte er selber

entscheiden.

Nach Wiederherstellung des früheren politischen Zustandes
im Jahre 1814 wurde die Verwaltung des Kirchen- und

Stiftungsvermögens der Pfarreibehvrde übertragen.

') Luiistin (iss Iois III, p. 195.
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Die neue Verfassung von 1814^) hat darüber folgende

Bestimmungen :

« Llls lä'aäministrätion cio puroisss) aäministrs Iss biens

ä'egliss et cies eeoles; mg,is eile us peut su luirs ä'autre em-

ploi que eeiui »uqusl iis out ets clsstiuss ckss isur urigins,
lüspenüuut äsus les I«ealit6s oü iss bieus ä'sgliss st clss eeoles

out äesä leur äclmiuistrirtion particuliere, celie-ei serg, eou-

ssrvss.
Ln gsosral tous los Kisn« cis eette naturs ue pourront

sgmais etre eontonäus avee cl'autres, mais seront aämiuistres

separement,
Des rsvsrencls eures continuent n sssister sux cleli-

bsrations qui sont sn rapport avsc l'gäministration äss bisns

ä'sgliss, äss seolss «t äss pauvrss ääns Iss paroissss «ü est

usags est ötabli. »

Das Gemeindegesetz von 1831 überträgt die Verwaltungsbefugnisse

des Benefizial- und Stiftungsgutes der Gemeindebehörde

nnd bestimmt -):
« Dans Iss commuuss qui tormsnt a süss ssules uus

paroisss, le eousei! eoiumunal g,ämini«lrs les bisns ä'egliss et
cle« seolss,

Dans Iss paroisses au contrgirs, qui sont tormees par
Ia re'uoion äs plusisurs commune«, les Statuts «u les usggss
existants sont coussrve« susqu'ä cs qu'il v soit pourvu par
uns loi generale,

Ln ättenäant «t pour 6viter que rien ne souitrs ä'uns
intsrruption msms momsntcrnse, I'gsssmblee pgroissiale nomme
eiuq «u sept aäministratsurs pour Ig, rsgi« äe ses attiiires
pnroissmles, e'est ä-äire, pour l'aäministrntion äss bisns ä'eglise,
äes eeoles, äss pguvrss st ä'autrs« tonllatious piss, sn un
mot pour tout es qui concerns leurs intsrets commuus. lües

ääministratsurs nommsnt Isur presicleut st Isur secretair«.

') Oon«tituti«„ Nu Ia viiis st rspubi, cts I^ribourz. I?rib, 1816'
p. ISS.

Sulistin cls« loi« XIV, p. 161,
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I^es biso» ä's'glise et, ckos öcoles ne peuvent jamäis
etio eontonäus avee ck'aotres et sont g,ckmini«tre« sspärsinenl. »

Eine vollständige Umwälzung vollzog die Regierung von
1847 in Bezug anf die Berwaltnng des Kirchenvc.mögens. Zuerst
hob dieselbe eine Reihe von Klöster auf uud verleibte das

Vermögen derselben dem Staatgut ein, welches als solches nnter die

staatliche Verwaltung kam Die übrigen klösterlichen Genossenschaften

wurden « par oxtinetiou » aufgehoben -) nnd ihr
Vermögen sollte zu einem öffentlichen Zweck verwendet werden ^).

Unterdessen erhielten die Mitglieder der aufgehobenen Klöster eine

Jahresrcnte; den noch fortbestehenden klösterlichen Genossenschaften

wurden « les nrovsns Necessaires ä une Konnste sustentation
qui ne pourrä sainais ckepasser Ig rsvenu net ckes proprietes
respeetives, msubles et immsubles, gui avalent constitue leur
pätrimoiue » zugesichert. Die Polizei- und Finanzdirektion wurden
mit der Verwaltung und Aufsicht des Klostervermögens betraut.

Durch die Verfassung von 4848 wurde ebenfalls sämmtliches

Benefizialgut und die Schnlfonds der Civilverwaltung unterstellt

') :

F 84, Des biens cks I'evöcKe, cku clergs seeulisr et regn-
lier, sont ou ckeineurent place« sous l'ackministration ei-

vile. Da loi regle le mocko äe eetts ackministration.
§ 92. Kos biens quelconguss cksstiuö« ä I'instruetion lalque

ou elsrieals seront ackministres civilsinsnt, sous la sur-
veillnnee cke I'Ltat.
Das Ausführungsgesetz bezüglich der Verwaltung des Bene-

fizialgntes enthält folgende Bestimmungen :

« II est e'tabli:

a) Dno eommission ttckministr-rtive pour !e« biens äe I'e-

') «ullstiu cls« loi« XXII, p, IS und 22,
2) Solistin XXIII, p, gS lk; p, 99-102,
^) S, das Dekret vom 29, Januar 1849 iiber die Gründung von

kantonalen Wohltätigkeitsanstalten (Suiiutin XXIV, p, 47 lk).

') Sulistin Sss loi« XXIII, p. 16-17,
°) SuIIstin XXIII. p, 192 lk, (5. Juli 1»4»),
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vscke, Iss bisns gönsrgnx ciu clsrgö st csu« äu Lsmi-
nairs,
Uns nour le« biens ciu ckgpitrs cie 8t-I>äenIäs et ciu

eisige cie Notre-Dame et
«) Uns «u plusisurs eommissions pour Iss bieus ctu olerge

seculisr ciu cgnton.
Dss outres bisus queleonques, ciestinss ä I'instruetion

laique ou clericale, ssront soumis ü, Iä commissi«« äcimiuis-
>rg,tivs rsspsct,vs, ciäns I'grr«näis8ßment äs laquells ss trouvs
Is siegs gctuel cle leur gämini8trgti«n,

Oes ääministrätiolls sout plgcess sous Ig, clireetion et
Ig surveilläuce immsciiate äss prötsts äss ciistricts rsspectits.
Llles «not soumisss a Ig Kaute surveillgucs äe Ig, Direction
äs I'instruetion publique et äes eultes,

Kss biens cle eures «u cis ekgpsllsnies, regis pgr Ig,

möms eammission clans äeux ciistricts äiiterents, sont places
sous Ig, surveillance äu prstst, äans Is rsssort äuquel ss trouvs
Is cket-lieu äe Ig pgroisse.

Kss msmbrss äss c«mmission8 8«nt personnellsmeut
respousäbles äs t«us Is8 getes äe leur geslion,

Ks Conseil ä'Ltat tixe Is nombrs äss commissians et
etablit leur circonseription,

Obgque commissi«« est eomposes äs trois msmbrss

nommes pgr Is Oon8sil ä'IZtät qui sn cissigns gussi Is presi-
cient, K'un äss membres tait le« tonetions äs sscrötsirs. Ks,

äure'e äs Ieur8 tonetiou8 e8t äs trois ans, ils sont reeligibles,
Des eommissions ree.«ivsnt uns rstribution Proportion-

nss gux roveuus cls Ig ge'neralits' äss bien8 et g, Ig, ngture
ä«8 ättgires äe leur gäiuinistrution, Dävs es but, Iss trgis
cie l'gliministrgtion ssront eentrgllsss, äans tout Is canton,
sslon Ig äilisrsncs äss cultss, st prelsvss proportiovuellemeut
sur I'exce'llänt äes revsnus iixes sur uns dass equitäble.

Kälss tont äresser un ivventairs exset et ssparö' cie

tous les Kisns msuKIss et immeuble8 appgrtenant aux bene-

tiees, eures, ckgpslluiiies «u autrss psrs«nnes moralss, eouties

g leur gäministiation. Kg veriticatian eu sera tgits reguliere-
ment toutes Is8 annsss.
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Llle« «out cKlU'gs'e« äe rscnuvrsr et de rgsssmdlsr
tous le« titres, creance« et, documents gppgrtengnt aux bsve-
ticss «u personnss morglss de leur rsssort et nsesssgir« nour
gdministrer le« bleu« contormsment g, leur destingtion.

Llle« gutorisent toutes Iss poursuite« i'uridiques. Ln
oss d'urgencs, le President peut gutoriser les premieres «ps-
rgtiovs; msis il est tsnu d'en reterer g, Ig, Premiere ssgnce.

De «eere'tgire tournit g ckgque benetieier un etat des

cregnees dont le reveuu lui est gequis, Il lui eommuuiquo so-
uuellement les eKguZements survsnus. tüet e'tgt est vise pgr
Ig commissi««.

Des gdministrgteurs, benetieiers «u personnes quel-
eouque«, qui i etusergieut de taire Ig, remise des titres, argents,
touds «u d«euments tgisänt partie ds ces biens, v seront e«n-

trgivts, sslon Ig grgvite dss cgs, cumulgtivemevt ou isolsmsut,
pg,r vois d'execution inilitäirs, pgr I'gunulätion des interets
illegälement gcquittes, pgr Ig egncellätion des titres eux-

memes, pgr Ig privätion du bsnetice «u de tous les gvgntgges
v »ttackes.

De Oonssil d'Dtst pourrg stgblir uus elgssitiegtion des

rsveuus des divers bsnstiess, ätin ds retribuer plus eouvong-
blement ceux d'entrs sux qui us souirgient. pgr de produits
sutrisgnts g une Konnöte «xistenee, an movsn d'un« rsduetion

proportionnslls, operss selou une 6cdeIIe equitadle, dss rs-
venu» dss be'lletiess plus luergtits,

II v g, gupres d« ekgque eommission un «u plusisurs
rsceveur«, II« tisunent une eomptgbilite' ss'pgrss pour ekgque
benötics, Ks Conseil d'Dtgt eu determins le nonibre et tixe
Ig circonsciiptiun >Ie ekgque recetts.

Ke« rsceveur» sont, cbgrge« ds In survuillgncu speeiäls
de tous les muublss «t immeuKIe«, tsrres et butimsnts gp-
pgrtengut gux Ke'us'tics» ds Isur rsssort,

Iis dressvnt un compte nnnusl ds Isur zzsstion, Is

tont contrs-signer pgr I« iuZnsticisr et pgr le couseil de pg-
roiuse, «u pgr Is conseil coinmungl, Ig, «u ii n'existe pgs de

eonseil dg pgroisss. Kss eomptes sont touruis sn deux doudlos
st sont soumis g Ig pgssation ds Ig eommission d'gdmivistra-
tion «t ü, I«, ratltication du prstst.
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8i Iss eomptes dss roesveurs äonusut lisu g, äe» obssrvations
äe Iä pgrt äv. benslieisr ou äe Ig, part äu couseil äe päroisss,
eile» serour souiuisss ä Iä eommission cl'gäministrätiou qui pro-
noneeiä sur leur merite, sous denetme äe recours äu prötet,

Des rspgrgtions mgssurss g. taire aux sglises, ckäpelles,
prssbvtsrss et, untres bätlmsnts qusleonquss, relevant äes

bions bsnMeisrs, ssront äutorisees pär Iä vireetion äe I'Ins-
truetion publique et äes eultes, D'äutorisätion äu Oonsoil ä'Ltät
est n6eessäire pour toutes les constructions nouvellss,

Dans Is but ä'exereer etrieaesment Ig, survsillgnee sur
toutes les opsrgtions äss ääministrätiuns, Ig Oirsetion äe I'In-
struetiou publique et äss eultes exgmiue ou tgit exgminer,
äu moins uns tois pgr gn, Iä gostion äes eommission» et äes

reeours. bin reZIsment stätue pgr Is tüonssil ä'tütgt etabliro,

ulterieurement Is moäs ä'äämiuistrgtion sn coutermite äes

prineipes äu pressnt äseret. »

Dieses Reglement wurde am 19. August 1848 erlassen');
dasselbe teilt den Kanton bezüglich der Verwaltung des

Kirchenvermögens in zehn Verwaltungsbezirke, bestimmt Umfang, Rechte

und Pflichten der Verwaltungskammern im einzelnen und der ihnen

unterstehenden Verwaltungsbeamten.
Dieser komplizirte Verwaltungsapparat war nicht von langer

Dauer. Schon im Jahre 1850 wurde die Vereinfachung desselben

beschlossen. Die Verwaltungskommissionen, welche das Gesetz vom
5. Juli 1848 schuf, wurden abgeschafft und an ihrer Stelle eine

Centralverwaltnngskommission des Kirchenvermögens mit Sitz in
der Hauptstadt eingesetzt. Diese, aus drei Mitgliedern und einen

Sekretär bestehend, hatte alle Verwaltungsgeschäfte und die Aufsicht

über die ausführenden Organe zu besorgen. Letztere wurden

ebenfalls nach Möglichkeit vereinfacht und ihre Rechte nnd Pflichten

neu festgestellt. Die Centralkommission ihrerseits unterstand
der Kultusdirektion ^). Eine weitere Vereinfachung, verschiedene

Fragen der Finanzverwaltung, wie Placirung von Kapitalien u.
s. w. betreffend, brachte das folgende Jahr").

') SuIIstin XXIII, p, 256 s,
') öullstin XXV, p. 301 S,

' SuIIstiu XXVI, p. 163 (19. September 1S51).
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Im Jahre 185« wurde die Verwaltung der Benefizialgüter
insofern geändert, als auch ein Vertreter der kirchlichen Behörde
der Oberverwaltungskommission beigegeben und derselben ein
gewisses Aufsichtsrecht über die Verwaltung zugestanden wurde. Die
Bestimmungen sind folgende '):

« II est aäsoiut ä Is, lüommission centrale cies bisns clu

clergs catkolique un msrnbrs ecclssiästiqus, ävec voix consul-
tativs. Kä noiuivätion äe oe msmbrs äppärtient ö, I'äutoritä
llioossäino,

K'opiniou äu luoinbro occlssiastiqus äs Iä eommissiou
est msntionnes ckäqus tvis claus le procss-vsrbäl, ääns les

quostions a souiuottrs s, lä Direotion äes eultss et äu Oonssil
cl'Ltät.

Kss benstieisrs sont ääwis sn tout tsmps ä täirs Isurs
obssrvätions sur Iä gsstion st Iss eomptes äes reeeveurs äu-

pres äe Iä Kommission centrale, qui pronones sur leur merite,
sous bevelice äv reeours ä Iä Direotion clss cultss, ^ cet
sffst, les livres et le» eomptes qui concsrnent ckäcuu ä'eux
äoivent tousour» strs ä Isur clispusitivu ääns los bursaux äs

I'ääministrätion.
^,vsvt leur pässation pär Iä iüommission esnträle, les

eomptes rslatits n I'ääministrätion äss bisns geueräux äu clerge
(seminäire, sveeke, etc,), sont soumis ä I'exämev äe I'äuto-
rite äiocösains, äün qu'ells puisss transmsttre »es obssrvätions
clirsctsinsnt ou pär son rsprsssntant äans Ia eommission, äans

un tsrms sutlisant qui n'sxcsäsrä päs un mois. »

Nach dem Sturz der radikalen Regierung wurde die

Verwaltung des Benesizialgutes den kirchlichen Organen zurückgegeben,

vorbehaltlich der Oberaufsicht der geistlichen nnd weltlichen
Behörde. Ein vorläufiger Beschluß des Großen Rates vom 21.
November 1857 enthält folgende Bestimmungen :

« Oonsicksiant qus, sous I'ompire äe la Oovstitutivo cks

1848, I« clerzz« catkoliqus cls cs cautou a ets privs äu äroit

') Lulistiii XXX, p. 119 ö.
Suiistiu XXXI, p. 137.
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ä'äckministrer ses bisns et qus eeux-cl ont, öte äes lors son-
inis n I'ääministrätion eivile, sonsiclsrant que les Iois äe Is,

justiss äussi bis« qus I'opiuiou äu pävs reeläment qu« eet
etät äe ckosss ns soit päs plus lougtsmps mäiuteuu, il est
ckeers'ts'

K'ackministrätion äss bisns äu clerge seeulier eätko-

lique äu eänton lui sst rsnäue, sous rsssrvs äs Iä Käut« sur-
vsilläncs exerees pär Iss äsux äutoritös.

Ks Oouseil ä'Ltät sst ekärgs äs s'sutenärs ävec I'äu-
torits scclesiästiqus competents, soit äu sujet äs Iä. remise ä

opsrer äss bisns äu elsrgs' soumis äetuellement s, I'äckminis-

trätion civils, soit Z, l'sgärck äes mesures äe prssäution et äs

survsillänes ü prsnckrs pour,,.. uns bouus ääministrätion ä«

ess Kiens, Ke rssultät äs eetts sntsuts ssra soumis äu Oränä
Oonssil pour etre sanctivnus' pär lui, eu mockitieätion äes äis-

positious äu moäs äs vivrs provisoirs, rslätivss ä I'äckminis-

trätiou äu elsrize.
Ln ättenäo,nt que Iä remise äes äits biens soit «ps-

r6s, I'äckministrätion «.etuells contivuorg, äe subsister et äe

remplir Iss tonetions, qui lui sont ättribuees pär les Iois et
Iss reglements i'usqu'iei en vigueur. »

Im Prinzip will die Negiernng den kirchlichen Organen
diejenigen Rechte an der Verwaltung des Kirchenvermögens
zurückgegeben, welche dieselbe vor dem Jahre 1848 hatten. Eine

weitere Vereinbarung zwischen Kirche und Staat sollte die näheren

Bestimmungen festsetzen nnd die Angelegenheit endgültig regeln.

Diese erfolgte am 6. Mai 1858 >):

« Ln vus äe reZier, cl'un eommun aeeorck, Is mocks äs

surveillänes ä sxsresr sur les Kisvs eeelssiästiquss ciont l'äck-

ministrätion ä sts rsnckus äu elerZs pär ciseret cku (Zränck

Ooussil, eu cknte äu 18 novembre 1857, Is Oonssil ck'Ltät cku

enntou cks KribourZ st I'äutoritö äioessäine sont eouvevus cke

ee qui suit:
Kes biens eeelssiästiquss äppärteuänt n Iä inenss epis-

') Suiistiu XXXII, p, 36 «.
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copaie, g,u ssmiuaire st g g'gutrss tonäätions gvavt uns äss-
tinatisn speeinls, seront regis er gäministres contormement
aux intentions äes äongtsurs er nu moäe etabli avant 1848.

Km ee qui coneerns les biens gppgrtevgut aux Kens-
iices curigux et aux ckgpellsviss, les bsneticiers rentreront
äuns Ig, possession et l'gäministrution äs ces biens, mgis les

titres cls crsänes äs ckgqus pgroisss ssront äeposss ägns sss

grekives, äont le beneticier st Iss psrsouues ässignses psr lg
pgroisss guront ckacuu uns eis uääptee g äes serrures äiffe-
rsntss,

(ÜKgque bsnetieisr nur«, un rsutisr ou tous ces titres
seront inserits au tur et g, mssure ä'gpre« un moäele qui
serg touroi et il en percsvrg les intsröts.

Kes mesures eonssrvgtoires äe ces titres incombent
gu beneticier.

Ks bsnsttcier et lg pgroisse sont responsukles äe«

psrtes qui pourraient nvoir lisu nur leur taute «u nsszligencs,
cbgcun ääns Ig inssurs äs Ig pgrt qu'il peut v gvoir.

Il ssrg aäjoiut g Ig Oireetion äss eultes uns eommis-
sion äs survsillancs sur les biens äu elerge. lüstts eommission'),
prssiäes pgr Is Oirseteur äs« eultes, ssrg eomposee ä'un mem-
bi s ässißus pgr le tüonsoil ä'Ltat et cle äsux autres mom-
bres nommss pgr le eket äu äiocese. Llle gurg pour secre-
taire celui äe Ig, Oireetion äes eultes.

Kss gttributiovs äs estte eommission sont Iss suivgvte«:

tt) Käls vsills g Ig, eoussrvation äss bisus appartenaut
aux beneKees eeelösigstiquss äont «Iis reesvrg un iu>

veotgire izsnergl äresse g I'spoqus äe la remise qui en

sera taite.
Llle g soin äe reetitisr et äs complster est inventäire
ä'gpres Iss etat« qui äevront lui etre tournis.

«) OKgque kois qu'elle le ,jugsrg, uecessaire, Ig commis-

') Am 1, September 1858 tritt dieselbe ihr Amt an; auf dieselbe geht
das Berwaltungsarchiv der Centralverwaltnngskommission iiber, (IZuIlstin
XXXII, p, 65 K).

IZuIlstin XXXII, p 56.
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sion veritisra par des delsAues I'existencs des titres de

creaucs. Isur eoul«rm>te aux leZIes prescritss, ainsi que
les causes des psrtes qui auraient pu avoir lieu.

c/) LIIs preaviss sur toutes les questions qui ss rattaebent
a Iä survsil laues deut slle est ckargee,

e) 8i des dilricultes survisnneut entre Iss beneüolers et
les paroisses ou d'autres tierces personnes, eile prsnd
ü est egard les in formal,,uns usesssairss pour les son-
cilier si possible et en reterer au bssoin aux autorites
cvmpeteutss,
Kelativemsot aux diens ds la sollegials ds 8t Xicolas,

I'Ltst se rsservo d'avissr aux mesures de surveillanes ueess-
saires pour Isur conssrvation, ^ est eizard. l'autorite dioee-
saiue ss dsolars incompeteuts, «

Zur Verwaltung des Vermögens des Kapitels St. Niklaus
und der ihr inkorporirten Benefizien und Stiftungen, wurde am
2«. August 1358 eine aus zwei Kapitelsmitglieder und einem

vom Staatsrate ernannten Laien bestehenden Kommission eingesetzt

'). Die Verwaltungskommission ist der Kultusdirektion zu

jährlicher Rechnungsablegung verpflichtet.

In Bezug auf die Klöster wurden die Verordnungen der

Negierung von 1848 ebenfalls aufgehoben -) und eine Kommission,

zu welcher die betreffenden Klöster je einen Vertreter senden konnten,

eingesetzt, welche den gegenwärtigen Vermögensstand feststellen sollte,

auf Grund welches dann eine Ausscheidung und die Rückerstattung
des Klostergutes stattfinden sollte -). Durch Verfügung vom 3. Dez.
1858 ') wurde den noch bestehenden Klöstern ihr Vermögen, sowie

die Verwaltung derselben zurückgegeben mit der Verpflichtung, wie

früher, jährlich der Regierung die Rechnungen vorzulegen. Die
Güter der aufgehobenen Klöster blieben einstweilen unter Verwaltung

der weltlichen Behörde; die Einkünfte derselben wurden dazu

verwendet, um den noch vorhandenen Konventualen eine jährliche

') SuIIsti,, XXXII, p, 7L «,
-) lZu,Istir, XXXI, p, 81 (8. Juni 1857),

') Sullstiu XXXI, p. 135 S. (7. November 1857),

') UuIIöti» XXXII, p. 96, 241,
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Rente zu zahlen, ivelche später in eine lebenslängliche umgewandelt

wurde'). Im Jahre 1867 wurdc auch über die Verwendung

des Vermögens der aufgehobenen Klöster endgültig verfügt °).

Die neuesten Bestimmungen über die Verwaltung und

Verwendung des Benefizialgntes enthalten die Pfarreigesetze. Das
Gesetz vom 7. Mai 1864 überträgt dem Pfarreirat die Verwaltung

des Ortskirchengutes nnd bestimmt, daß die Verwaltungsbehörde

die Instandhaltung der kirchlichen Gebäude, des Bene-

sizial- und Stiftungsgutes überwache. Die Pfarrei hat auch die

Verpflichtung, für den Unterhalt der kirchlichen Gebäude und des

Kultus zu sorgen, insofern die Erträgnisse aus den ordentlichen

Mitteln nicht ausreichen ^). Dieselben Bestimmungen sind in die

Pfarreigesetze von 1879') und 1894 ") übergegangen und bilden

heute geltendes Recht. Die Oberaufsicht iiber die Verwaltung des

Pfründe- und Stiftungsvermögens steht der oben erwähnten

Verwaltungskommission zu.

'> LuIIstin XXXVII, p. 151.

') Srrllstin XXXVII, p. 147 g. (26. November 1867).
t_,oi sur Iss oorvmunss st psroissss 1864, ß 277, 280, 291.

W 277, 279, 289.

') Aß 302, 309, 314.
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Fünftes Kapitel.

Veräußerung der Kirchengiiter.

Nach kirchlichem Recht') darf das Kirchengut in der Regel
nicht veräußert werden. Unter Veräußerung wird nicht nur die

Hingabe von kirchlichem Eigentum durch Verkanf, Schenkung,

Tausch, sondern auch jede Handlung verstanden, welche das

Kirchenverniögen beschwert, schmälert oder beeinträchtigt, so z. B.
Verpfändung, Servitut, Emphnteuse u, s. w. Das Veräußerungsverbot

beschränkt sich auf Immobilien, Kostbarkeiten und konse-

krirte Sachen, nicht aber auf solche bewegliche Sachen, wie Früchte
oder Gegenstände von ganz geringem Wert. Eine Veräußerung
kann ausnahmsweise geschehen, wenn eine susta causa vorliegt.
Als solche gilt im kirchlichen Recht eine urzzens neeossitas

(notwendiger Neubau, wenn Schulden dcr Kirche nicht anders bezahlt
werden können), eine ovicions utilitas scclosiu? (wenn daraus ein

augenscheinlicher Vorteil für die Kirche erwächst), eine ebristiana
caritas (Unterstützung der Armen bei Hungersnot u. s. m,). Ferner
gehört dazu, daß die Veräußerung cum clebita solsmniiats und

cum cousonsu superiuris soclosiastici geschehe. In Bezug auf
die Zustimmung der kirchlichen Behörde, bedarf es seit dem Erlaß
der Constitution Ambitiös«: ^) im Jahre 1468 durch Papst Paul II,
zur erlaubten und giltigen Veräußerung von Kirchengut größeren
Wertes der Erlaubniß des Papstes. Dieselbe Constitution setzt

auch bestimmte Strafen fest, welche jene treffen, die ohne vorherige
päpstliche Erlaubniß es wagen, Kirchengut von bedeutenderem

Werte zu veräußern. Zu diesen Strafen gehört vor allem die

Exkommunikation. Doch trifft nach dem Wortlaute des genannten

Erlasfes diese Strafe nur die mehr untergeordneten, zur Verwal-

') o, 12, S« rsbus uou alisuancii« X, III, 1» ; in VI", III, 9 ;

in <!></,», III, I; Biederlack, Zur Veräußerung von Kirchengiitern
(Zeitschrift für rath, Theologie 1897, p, 378 ff); Grashof, Die Gesetze der römischen

Kaiser über die Veräußerung von Kircheng'ut (Archiv für kath, Kirchenrecht,

Bd, 36, p, 203 lk) ; Loening, Geschichte d. deutschen Kirchenrechts I,
p, 236 K! II, p. 696 S,

2) LxtravÄg. «oru, III, 4,
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tung des Kirchenvermögens bestellten Organe, nicht auch die

Bischöfe und Äbte, falls sie ohne Erlaubniß des heiligen Stuhles
zur Veräußerung vvn Kirchenvermögen schreiten. Diese letzteren
werden vielmehr mil dem Interdikt ab ivgrsssu sools^it«, das

dann nach Verlauf von sechs Monaten durch die Suspension
verschärft wird, bedroht'), Diese Bestimmungen hat Pius IX, durch
die Konstitution ^postslic« seäis (1,2, Oktober 1869) im Wesentlichen

erneuert 2). Auf Grund päpstlicher Bollmacht können auch

Bischöfe innerhalb bestimmter Grenzen die kirchliche Erlaubniß
zur Veräußerung von Kirchengut erteilen.

Die weltliche Gesetzgebung hat die kirchlichen Grundsätze
über die Unveräußerlichkeit des Kircheuvermögens im wesentlichen

anerkannt; im neueren Recht ist auch durchweg die Gültigkeit der

Veräußerungen von der Zustimmung der Staatsbehörde abhängig

gemacht.

Die älteste Synodalgesetzgebung der Diözese Lausanne bringt
in ihren Bestimmungen übcr die Veräußerung des Kirchenvermögens

den kirchlichen Standpunkt prägnant zum Ausdruck und

zwar, veranlaßt durch verschiedene Mißbrauche, Dieselbe ruft
zuerst denjenigen, welche sich am Kirchengut vergreifen, die kirchlichen

Strafen ins Gedächtniß und bestimmt über die Veräußerung von
Klrchengnt 6): «Itsm quoniam nonvulli saesrilotss scolesiarum

parockiarum st aliorum «colesiastiooi um bsnslioiorum rsetori-
bus sspius oompsrli sunt, osusus, rsckckitus, slsmosiuas, tsrras,
posssssiones, jura st alia bona ssslssiarum st bsnstmiorum
suorum Kujusmocki ckars, guitars, remittsrs, vencksrs, alisnars
st in spbstsosim perpetuam trackers in Maximum äampmim,
prssuckicium st ckstsriorationem soolssiarum st bsnsüoivrum,
Kususmucki iubibsmus, ns quis ssolssis paroobialis ssu alte-
rius bsnsüsii scolssiastisi restor aut alius quicumqus, esnsus,
rsckckitus, olsmosinas, tsrras, posssssionss aut rss alias ssu

') Biederlack, I. o. p, 378—79, Über die ursprüngliche Annahme dieser

Konstitution in einzelnen Ländern, s, p, 379 ff,
S. über das Berhältnis beider Konstitutionen Biederlack, I, o p,

380 S.

Oonstitutious» »^noclaiss 1191, lol, 32 b, »g aiisnaticuis boiio-
rum soolösiastiooruui,

14
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sura aut Kons, quoeumgue eeelesiarum et aliorum seclssias-

lieorum benelieiorum dare, guitare, remitiere, vendere aut
»Iis,» quuvis modo alievars presumat, nisi iv easibus ajure
psrmissis st, ssrvata in Kae parte juris forma et prius supsr
Kiis nobis eonsultis, quod »i sscus factum kusrit, id totum
nullius otkeaeie robori« vs! momeuti sxistsrs dsssrnimus st
nibilominus talis reetor prsmissa attsmptans penis sxsonnnuni-
satinnis et depositionis su noverit psrpisetendum, » Diese

Bestimmungen wurden in den Synodalstatutcn vom Jahre 1523

wiederholt
Die weltliche Gesetzgebung beschränkte sich im wesentlichen

daraus, dcn Besitzstand des Kirchengntes, hauptsächlich des Bene^

fizialgutes, zu garantiren, indem sie Vorsorge traf, daß sowohl
das Grundvermögen als dic Einkünfte und Befitztitel gewahrt
blieben. Die Civilbehörde trifft Borkehrungen, damit die Rechtstitel

und Schnldbriefe der Gottesglieder zum ihrem Nachteil nicht

verloren gehen oder geändert werden und verlangt Hinterlegung
der Rechtstitel bei einer amtlichen Stelle zur sicheren Aufbewahrung

^). Der Rat stellt ferner Untersuchung in Stadt und Land

an, um festzustellen, vb Kirchengüter veränßert werden und ob

die Kirchenpatrone sich solche aneignen Derselbe trifft ebenfalls

Anstalten, damit das Kirchcugut nicht verschleudert würde '), Die
hcimliche Kammer protestirt dagegen, daß die Gottesglieder ihr
Grundvermögen angreifen und ersucht den Rat, gegen diesen

Mißbrauch einzuschreiten °). Der Rat erläßt die Verordnung °), daß

die Veränßernng von Liegenschaften ohne seine Einwilligung nichtig

sei. Den kirchlichen Korporationen gegenüber stellt sich der

Rat auf den Standpunkt, daß nicht amortisierte Güter derselben

unter weltlicher Jnrisdiklivn stehen und vhne Zustimmung der welt-

') <üoi,«tituti«ns» »vovciale» 1523, 8 12.

-) Ratsmanual von, 13, 24, Mai, 13, Juni 1583, 4, Juni 1588, 11,

Januar 15W, 12, Februar IM, Projektbuch 1616 ll.sgi«I, st var, 57. toi,
341) u, s, w,

2) Mandatenbuch III, toi, 34 (1 Dezember 1611),
1 Maudatenbuch V, toi. 115 >' (20, Sept, 1660),

>) Projektbuch 1679 l^szisl, ot var, 58, kol, 135->).

°) Ratsmanual vom 5, Teptember 1679,
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liehen Behörde nicht veräußert iverden können; bei Kirchengiiter
sei ferner die Avvrobaiion des Bischofes einzuholen, Äus wiederholte

Eingabe der heimlichen Kammer, daß oie Gvt'csgliedcr
Grundvermögen veräußern'), wiederholte der Rat das frühere
Berbot und ließ, anf Klagen der Vögte hin, in den Vogteien dnrch

Generalmandat verkünden, daß Tausch und Verkauf von Dvmi
nialgütern jedermann, welchen Standes er sei, verboten ist, da

solches zu großem Nachteil gereiche -),

Die kirchliche Gesetzgebung der Diözese erneuerte Ende des

tri, und im Laufe des 17. Jahrhunderts wiederholt das Verbot
der Veräußerung der Kirchengüter. So bestimmen die Statuten
von 1599"):

« Luuu, seeiesisz, oum uou ut clomini, socl tämquäiu USU'

t, uetuurii possicieänt (päiocbi), uo eä vol luuturs vol äiieuäis
privat«, lieeutia ausiut; quo superiors tempore smissä tuerunt,
en por jurämeutum pro viribus rseupsreut. »

Ferner die Synodalstatnten von Bischof Watteville im Jahre
1625 '):

« Inuoväinus uovä ot. äUtiqua jurä oonträ eos, qui, ve!

ut compareut sibi bsusvoleutiam suuiuiu paioebianorum, vel

no eos ottencläut st irritsiU, vsi alio quovis prsetsxtu, cscluut

aliquici cls suis suribus esslssiaslieis, sivs üssimi«, sivs pri-
mitiis, vsi aliis quibusouuiqus cum mäximo sunz «oelssioz ot

suorum suceessorum cisti imsnto, ussuon stiam uovis se oue-
ribu« eblißänt vel alisuaut bona sivs mobiliä sivs immobilia
oeelssiu!, iisclemque pueuis st osnsuris tum sxeommunicatiovis

qunin äliis volumus subjäosrs, quibus ipso jurs teriuutor. »

Bischof Strambino endlich bestimmte im Jahre 1665 über
die Veräußerung von Kirchengut folgendes °):

') Projektbuch 1685 (l^isl. st vsr. 58, toi. 157 b),

') Ratserkunntttussenbücher vom 24. Äeovember 1889', Mandoteubuch

VI, kol, 12 <1, Dezember 1689).

') Statuta svnocläliir 1599, e, II Z 8.

^) Statuta synoclalia 1625, § 22,

'') Osursta st (Konstitut, «vooäalss 1665, p, 114 sap, 49; du

alisnations douoruoi sssis»ia«tisorriiu, Otr, iVIaoual« suriu spissvpali«,
deu libsr luaoclatnruoi und die Visitutivusreeesse (Bischöfl, Archiv),
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« ^lasorum vostrorum sura seetantss, tirmiter proki-
bsmu«, quoll uullus, cususcunque statu« vel conditio»!« exis-

tat, dumos, terra«, possessioue» et csotsia« res immobiles, aut

jura quWcunque ecclesiastiea, seu quocunqus inodo od eecle-

sis« pertinenlia, sieuti et nmnia mobilia pretiosa eeclesiaruin
et saeristiW absque nostra vel vicarii nostri specisli licentia
vendere, alienaie, distrabere modo aüquo, vel covtiactu, vel
ad masu« tempus duvrum annurum, allectaro «eu «bliZare

quoquo modo prsesumat, diroete vel indirects, vel alle quse«itn

coloro, qui seeu« teeerit, contractu« ipso« irritos nuneiamus
et deeernimu«, ipso ,jurs et ipso taeto,

Dicse Bestimmung nnd die ablehnende Haltung des Bischofs
der Einmischung dcs Rates in vermögensrechtliche Angelegenheiten
der Kirche gegenüber brachten die geistliche Behörde in Konflikt mit
dem Rate, welcher seinerseits behauptete, Kirchengiiter können, auch

von der geistlichen Behörde, ohne seine Einwilligung uicht veräußert
werden. Der Rat erließ daher ein Generalmandat folgenden

Inhalts '): „Weil von Seite der hochw. Herrn Ordinarius, ihrer
Fürstl. Gnaden des Bischofes von Lausanne pretendirt wird, in
seiner Befugnis; zn stehen, ohne nnsere obrigkeitliche Einwilligung
und auch ohne Wissen und Willen der Kollatoren nnd Patrone,
liegende Güter der Stifter, Kleriseien, Pfarreien und anderer

Benefizien, welche durch weltliche Priester versehen werden,

verkaufen zu lassen, und weil wir nnn solches aus guten Gründen

von hoher Obrigkeit wegen nicht zugeben können, so ergeht unser

obrigkeitliche Wille und ernster Befehl hiemit an alle nnsere Untertanen

und Angehörige, anch an Auswärtige und Fremde, daß

niemand unter ihnen dergleichen in unserer Bottmäßigkeit liegende

Güter wie oben gemeldet, ohne unser Wissen und vor ergangenem

Befehl, unter Strafe der Konfiskation der gekauften Stücke,

unternehmen solle. Dieser Befehl soll überall durch die Regierungsstatthalter

verkündet werden."

Seit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts benützte der

Rat, welcher sonst so eifersüchtig über den Bestand des Kirchen-

vennögcns wachte, seine Stellung und seine Macht dazu, um die

>1 Mandalenlmch V,, l„l, 27° (Z, April lö9ö).
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ter zur Veräußerung der nicht amortisirteii liegenden Güter
zu zwingen, seit dieser Zeit sehen wir zahlreiche Beispiele vvn
Exekutionen, Konfiskationen nnd Verkäufe von Moste rgütec;? dnrch
die exekntircnde weltliche Behörde; wir finden anch Gesuche, welche

die Klöster an den Rat um Verlängerung des Termins richten,

nm die Güter, welche sie in fähige Hände zn setzen gezwungen
wnrden, besser verkaufen zn können '). Im 18. Jahrhundert
werden wiederholt vom Rate Vorkehrungen getrosten, damit die

iiber eine festgesetzte Maximalgrcnze gehende liegenden Giiter der

Klöster dem freien Verkehr übergeben, uud falls es notwendig
erschien, zwangsweise versteigert würden.

Die Verfügung des Rates vom Jahre 1696, daß die

Veräußerung von Kirchengnt an seine Zustimmung gebunden sei, scheint

Erfolg gehabt zu haben; denn im Amortisationsmanual finden wir
für das 18. Jahrhundert zahlreiche Gesuche seitens Psarreien,
Gotteshäuser, Spitäler, Klöster n, s, w, an den Rat um Ermächtigung

zn Verkauf und Tausch Der Rat wachte auch ferner
darüber, daß der Bestand des Kirchen- nnd Stiftnngsgntes gewahrt
bliebe, sorgte für Erlegung dcr Schuldbriefe, fiir Restitntion von
Schulden, für Garantie der Besitzungen nnd deren Einkünfte"). Gegen

eigenmächtige Veräußerungen trat der Rat energisch anf. So
wnrde derselbe im Jahre 1776 durch einige Vorkvmnisse veranlaßt,

das frühere Verbot wieder einzuschärfen nnd den kirchlichen

Korporationen zu verbieten, ohne obrigkeitliche Erlaubniß das

Mindeste aufzubrechen, zu verpfänden, zu verkaufen und zu ver>

bürgen, und zwar bei Strafe sowohl für die Gottcsglieder als

für die Notare, welche die Urkunden ausstellen ^), Ein Generalmandat,

welches der Rat an sämmtliche Korporationen erließ °),

erläuterte das Verbot dahin, daß es sowohl für das allgemeine

Wohl als für die Korporationen lob geistliche oder weltliche) sehr

wichtig sei, daß ihre Giiter nicht verschleudert würden; deshalb,

') Amortisationsmanual, loi, 4«, 48; Ratsmanual vom 29, Mai 16S2,

Amortisationsmanual, lui, 83 ff.

Ratsmanual vom IU, Juni 1748, 1«, November 17S6, 8, Juli
1757, 5, Juli, 22. November 1771, 2. März 1784.

Ratsmanual vom 26. März 1776.

') Mandatenbuch X, l«I. 233 (26. März 1776).
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um diesen Peräußerungen vorzubeugen, erlasse der Rat, nls
Bewahrer und Beschützer des Korporationsvermögens, in Wiederholung

und Erneuerung dcr früheren Verordnungen, an sämtliche

geistliche Genossenschaften, wie Klöster, Abteien u. s. w, das Verbot,

ohne seine ausdrückliche Erlaubniß, auf irgend eine Weise,

Güter zu verkaufen, zn vertauschen und mit Hypotheken zn
beladen und zwar unter Berhängnng einer arbiträren Strafe und

unter Nichtigkeit des ausgestellten notariellen Aktes, Dieser
Befehl soll zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden.

Die neuere Gesetzgebung hält ebenfalls das Prinzip dcr

llnveränßcrlichkeit des Kirchcngutes aufrecht. Die Gesetzgebung der

helvetischen Republik verbietet sowohl dic Veräußerung des nicht

sequestirten Vermögens auswärtiger Klöster >), als des sequestrirteu

Vermögens schweizerischer klösterlichen Genossenschaften, Bezüglich

letzterer werden folgende Bestimmungen erlassen °) :

« li ns sorg, pormis ä auouns ooinmunauts rsligisuss on
oouvsnt cl'alisnsr sss bisns, toncks st, ciroits ä ckss personnes
cku pavs ou ä ckss etronZsrs, aussi lougtsmps qu'il ssront sous

sequsstrs.
I'outs ckisposition a l'egarck cku mobiliur sst parsillemsnt

interckits aux abbavss st eouvsns psnckant Ia ckures cku se-

qusstrs et euaqus ebombrs ackministrative est ekargse ckans

son rsssort ck'v veillsr,
II est nsaumoins ") clstsncku ä la ckits msisou (eonveut

cku 8t-Lernarck) ainsi qu'ä tout autre Monastsrs ou okapitrs,
ck'aliener auouns bisns-toncks ou ckroits, ou qu'ils puissent ötre
situss ^).

Die Ausfiihrnngsbcstimmungen des Gesetzes sind folgende:
« I'ous le» eouvsns, obapitres, eommunautss eeelssiasti-

quss qui seront convainous par I's'vickenes cku tait «u par Io

') IZuIlstin offisisl äs Iä enarubrs säministrativs I, p, 53,

°) IZuIlstin I. p, 120 li, (12, Juni 17S8),

Nnch Attfhebnng dcr Sequestration der Güter des Kloster St, Bernhard,
'') Diese Bestinimung bezüglich des Klosters St, Bernhard wurde wie-»

derhvlt am 18, September 1798 (IZuIlstin I, p, 345 24, al, 2),

°) Suilstin I, 9, 451 tl.
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propre uveu cl« leur« membrs-, ä'gvoir soustrgit cle« esset«,

äss titrs«, äu numergire ou toute gutrs mglisrs äs vglsur,
seront invitss sn un seul et möme sour g romsttre Iss clits
effets ste, g I'intenügnt äu oouvsnt nomine p^r Is« ebämbrss
aäministrntivs« c!»n« le terms äs quin^s soui«, g äatsr äs Ig,

sommunieation. (Folgen dic Strafbestimmungen M 2—4),
Kos m«in«s, obttnoinss mi untres msmbrss cls« com-

mumrute« rsligisuss« qui, äspui« Ig lsvss äs« invsntglrs«,
guront »oustrüit, alisns vu clilgpicls äs Is»,« bisn«, ssront
soumis gux msmss clispo«!tion«, »

Nach Wiederherstellung dcr alten Ordnung im Jahre 1803
wurde auch in Bezug auf die Veräußerung des Kirchenverinögens
der frühere Zustand wieder hergestellt. Jede Handlung von
vermögensrechtlichem Werte, also auch Verlans, seitens der kirchlichen

Genossenschaften, winde an die Erlaubnis des Pflegers gebunden,

welcher in wichtigeren Angelegenheiten sich die Zustimmung des

NnteS erholen mußte >). Diese Bestimmnng in Bezug auf die

Handlungsfähigkeit der Benefizien, Pfarreicn und kirchlichen
Genossenschaften wurde durch das Civilgefetzbuch gesetzlich festgelegt ^),

Auch die Diözesangesetzgebung hat die Bestimmungen über

Veräußerung des Kirchenvermögens im Jahre 1812 erneuert. So
verordnet Bischof Guisolan in seinen Synodalstatuten "):

« Ksx Asnsrglis est, bsnsüeiätum uon sure propristati«.
quse acl ecclesigm spsctgt, sscl «olius usustruetus gauäsre...,
ltaqus omnis vsncliti«, ilongti«, permutati«, Kvpotbeeati», esssi«

aliaque alisngti« tumlorum, surium, vbüggtionum, aetionum
gliorumqus bonorum eususouoqus Fsneris nä bsnstioium spse-
tgntium, ssu immobilivm «su mobilium, snltsm prstiosorum,
quso servänäo ssrvari possuvt, sst ipsis strietissims sub posnis

g surs prsoseriptis prodibita, nisi äe tgeultats nostra st son-
ssvsu «uperiorum, quorum intsrest, bat; täeta porro absque
««Ismnitätibus prlstgtis irrita st invaücls, bgbstur: e, 5, null!
liesgt, st: 8i quis prssbvtsr, 6^°. Os rsbus «ecles. alisn.

Omni« rspuäiäti« suri« clslati, ut Ksersäitgtis, Isgati,

') Solistin äss iois Iii, p. 195.

') Ooäs oivil äu osuton äs I?eibvurß ß 13.
-°) Osoestä st Oonstitutionss s^noäälss, i?eibur!zi 1812, p, 106.
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äonativnis Ksnslicio tactse. nequit etiam privata auctoritate et

absqus conssnsu noslro tisri a bsnsliciat«, iXeque licet Kuic

vemlors, alieuare, aut aä Patrimonium proprium aäkibere res
ex bsueliei« provenientes, ut liZna combustibilia, timeta ex

paleis deneücii aut ipsas paleas tcenumve »liaque similia,
quso ex sua natura aä bonstieii amsliorationem äestinantur,
nisi supertlua nüsinl, aut toticlem benetieii boniticanäi causa
rsstituantur, O« paleis ex äecimis provenientibus alia est

ratio, si sx ipsis benetieii tunüis sutticientes aäsiut aä ejus-
äem bonilieationem, »

Die neueren gesetzlichen Bestimmungen der Civilbehörde
über Veräußerung von Kirchenvermögen sind folgende: Die
Regierung von 1848 verfügte ') :

« Oes vsntss ä'immsublss i/Ies blsns äu clsrAs) ns peu-
vsnt avoir lieu quo sur l'autorisatmn prealabls ou ensuite
ä'un «rürs äu tüonseil ä'Ltat, Llles sont soumisss a sa rati-
ücation, » Nach der Einsetzung der Centralverwaltnngskommission

im Jahre 1850 gehörte es zu deren Befugnissen « ä'emottrs
son preavis auprss ,1s Ia Oirsction äss cultes pour toute,,,
vsnts «u ecKanZe ä'immsublss äes bisns clu olsrgs -) », Nachdem

im Jahre 1856 ein Bertreter der geistlichen Behörde zur
Oberwaltnngskommission zugezogen wnrde, wurde auch die Diöze-
fanbehördc in die Lage versetzt, sich über den Verkauf von
Kirchengut äußern zu können ^ : « ?out prosst äe vente ä'uu
immsubls taisant partis äss diens clu clsrgs, äoit strs eom^

muniqus a l'autorits äiocssaius, pour la msttrs en clemeure
äe tairs sss obssrvatious, äans un temps utile, que l'aclmi-
nistration lixera st qui ns pourrg, pas sxesäer un mois. »

Nach der Restauration von 1857 wurde der Verkauf von

Kirchengut sistirt '); die kirchliche und weltliche Behörde sollte sich

verständigen, um den Bestand des Kirchengutes zu garantieren °),

') Bulletin clo» Iois XXIII, p, 200 (5„ Juli 1848),
'1 IZuIlstin XXV, ,>, 306,

SuIIstin XXX, p, 149,

') öullstii, XXXI, p, 83,

°) IZuIlstin XXXI, p, 138,
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Gemäß Uebereinknnft der beiden Gewalten im Jahre 1858 winde
eine « Commission clo surveillgnoe» eingesetzt; « en eas cke

vente ou ck'sebgnZs ck'immeubies.,, eile ckonns son preavis aux
äutoritss supsrieurs« » und bestimnit, daß « gueune glisngtion
ckes biens scelssiastigues ne pourrg gvoir lisu gu'gvee l'gppro-
bgtion ckes ckeux guturitss superisurss» Die Veräußerung
des Stiftsgutes des Kapitels St. Nikolaus wurde an die

Genehmigung der vorgesetzten Behörde (eommission cke survsllläns«
mixte) gebunden^): « nuoune uliengtinu ckes biens cku eiurpitre
cke I«. mense capitnlairs et cke tous Iss benstiess curisux su
tonckatiou« v annexes, ns pourrg gvoir lisu gu'nvee l'appr«-
Kation ckss gutoritss eompetentes,»

Die Bestimmungen über die Veräußerungen oon Kirchengut

wurden in einem Cirkular an die Notare zusammengefaßt
wie folgt"):

« Kg, msnss episcopals, ls Lsminairs et les uutres tsmln-
tions gvgnt une cksstingtion spsoials (A 1 cke Ig eonventmu
cku 23 avril 1858).,,. us peuvent oon^titusr KvpotKsqus
vsnckre «u soKanZsr ckss immeubls«, gus muuiss ck'uns nute-
risation speeials cku Conseil ck'Ltat. Ln sout toutekoi« excep-
t6s les biens cks Ig tomlation Keguelv, ckont I« Ii°°° Lvegue
ckioossäin est seul »ckministrgteur, en vertu cku testgment cku

ckoimteur, cku 7 ckscembrs 1837,
Kss mong-steres rentrss ckgns l'ackministration cks leur

bisns pnr l'arrets cku 3 ckscsmbr« 1858 ns psuvsnt cks msins
ss livrsr g gueun ckss gctss prementiovues, «ans l'aut«risati«n

exprosss cku tüonseil ck'Ltat.
K'autorisation cku Conseil ck'Ltat, su es qui evneerue

l'autorite civile, sst parsillemsnt reguiss pour touts alisna-
Ii«»,, ,l'immsubl«s. ecmstitution ck'Kvp«tKeques ete, cks lg

pgrt cku V6n, OKgpitre ,l« 8t»Xie«las, st ckss ckitlsrentes ton-
ckations euumsrsss aux art. 1 st 10 ck« I'arröt« cku 25 aoüt

1858 (Bulletin XXXII,)

') SuIIstin XXXII, p. 39.

') IZuIlstin XXXII, p. 73.

') IZuIlstin XXXII, p. 24« tt. (31. Oktober 1859).
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Kg, Commission äs survsillanc« äss bisns äu Vsn, OKg-

pitrs äsvrg strs munis ä'uns semblgbls autorisation pour
gjzir gu nom äss beosücss annsxss g Ig msnss capltulairs,
(Lullstiu XXXII, p. 342).

I^ous Iss autrs« bsostice« eeelesiästiquss äu cgnton
äevront proäuire, sn covtormite <iss art, 8, litt, 9 st IO äs

Ig couvsntioo äu 23 gvril 18S8, uns gutorisgtion Specials äu
tüonssil ä'Ltät, jointe ä eelle czui leur gurg.it sts <lslivres pgr
Is Ii^° Lvsqus clioessain,

8i toutetois, il s'ggit cl'immsublss äsvsnus Ig proprists
clu bsnetice pur voie il'investitm s ou äs eslloeatiou, il leur
«utnra. pour en operer Ig vsnts, qui äsvrg tousours strs
prsesäse ä'sncbsrss publique«, ile proäuire un gcte ä'ailbs-
«ion äs Isur commune ou paroi««e rsspective, »

Den Bestimmungen iiber Veräußerung von Immobilien
fügte die Diözesangesetzgebung eine Verordnung über den Verkauf
von Mobilien zn'): KarocKi» et scclesiarum rsetoribu« «mnin«

prvbibemus, us res anliquitate vsi grtitisi« pretiosg« gcl ecols'
siam pertinsntss, ut libros manuseriptn«, iingjzius?, nrnamsnla
tsxta clsuticulät.g (garniturss) vsi ssrics, vit.,-» pieta (vitraux),
armaria, ealiee.« sts. vsmlsrs aut alieuare praesumant absque
no.^tig sps<:iali licsntia, »

Diese beiden Bestimmungen bilden über die Beräußcrung
von Kirchenvcrmögen heute geltendes Recht.

Statuta clilsss«ana «su Oon«titutis„ss «vnoclals« a O, lVIei'iuil-
loä sp, I^au«, st Ksb, oäita, 1'riburzi Helvot, 1885, par« II, ß 1,



Anhang.

Das Freiburger Landrecht.

Unsere bisherigen Ausführungen über das kirchliche
Vermögensrecht betrafen das Stadtgebiet und die alte Landschaft, zu
welchen seit Ende des 15. Jahrhunderts durch Pfandschaft, Kauf,
Abtretung und Eroberung eine Reihe von Territorien hinzukamen.
Die meisten dieser Territorien hatten ihr eigenes Landrecht und ihre
besonderen Ortsrechte und Ortsstatuten. Diese Land- und Ortsrechte,
welche ursprünglich als nngeschriebenes Gewohnheitsrecht in Geltung
waren, wurden im Laufe der Zeit, seit dem 14. Jahrhundert, die

meisten vom 16 — 18. Jahrhundert schriftlich fixirt. Das wichtigste

dieser Landrechte war die Waadtordnung >), welche in einem großen
Teile des Kantons Freibnrg Gelmng hatte, ferner das Landrecht

von Jaun °) nnd die Contnmiers von La RocheGrnyöre,
Estavaper und Murten Dazu kommen noch zahlreiche Orts-
rechte und Ortsstotuten °). Obwohl diese Territorien anfänglich
nntcr der Herrschaft Freiburgs ihr eigenen Rechtsgewohnheiten
beibehalten konnten ''), so war es doch natürlich, daß dieselben im Laufe
der Zeit dem besser ausgebildeten und durch die Handhabung des

Rates stärkeren städtischen Centralrecht weichen muhten. Zudem
galt das Stadtrecht von vornherein in der neuen Landschaft als

') Herausgegeben von Schnell und Heusler in der Zeitschrift für
schweizerisches Recht, Bd, 18, 14, 15,

Bon inir herausgegeben in „Freibnrger Gcschichtsblätter" 19V2,

°) Herausgegeben von Forel in lVIsmoirss st äoouiusnts äs ia 8s-
ttists ä'Kistoirs äs la 8uis«s romancls, Bd, 27,

') Sämmtliche nnedirt im Freib, Staatsarchiv und Kantonsbibliothek,
Die ältesten herausgegeben von Forel in ivlsmoirss st ciosnmsiUs,

Bd, 27 (S, 'läblsau, p, 1.XIII) die übrigen nnedirt im Freib, Staatsarchiv,

') Vgl, meine « lotrociuotiou s, l'distoirs äu äroit kribourgsoi» »

lMsisnzes ä'iiistoirs kribnurgsoiss 1898, p, 28 ll).
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subsidiäres Recht; die Verordnungen des Rates, ivelche speziell
seit dem 16. Jahrhundert über öffentlich- rechtliche, kirchliche und

kirchenrechtliche Verhältnisse erlassen wurden, hatten für sämnNliche

Territorien Rechtsverbindlichkeit, So finden wir, daß die

Bestimmungen in Bezng auf das kirchliche Vermögensrecht bis Mitte
des 16. Jahrhunderts für Stadt und alte Landschaft, seit Ende
des 16. und Anfang des 17. Jahrhunderts für Stadt und Landschaft,

Stadt und Vogteien nnd schließlich für Stadt, alte und

neue Landschaft erlassen wurdenSeit der Vereinheitlichung
und der Kodifizirung des Rechtes in den ersten Jahrzehnten des

19. Jahrhunderts ist jede Unterscheidung zwischen Stadtrecht und

Landrecht aufgehoben.
Die Bestimmungen des Freiburger Landrechts über kirchliches

Vermögensrecht sind folgende: Die Testirfreiheit wird in den

Landrechten anerkannt ^). Personen ohne rechtmäßige Erben können

frei und ungehindert über ihr Vermögen verfügen. So
bestimmt das Landrecht von Jaun"): „Diewyl wir all von Gott
dem Herrn uf disem ertlich unser eignen güetren halb fry sind

gesetzt, haben wir bemelten unsern landlüten ouch zugelassen, das

wo nnder inen ein frye person were, die kein natürlich und recht-

gemeß erben hette, dieselbe ir fry gnt, so der todnen Hand nit
underwürfig ist, frylich hingeben nnd vergaben möge, wan es ir
gcvalt." Die Schenkungen und Legate acl pias eausas müssen

als gültig anerkannt werden, auch wenn das Testament annnllirt
wird. Der Coutumier d'Estaoayer sagt darüberI i « Oonntions
ot leZats compris sux ts^taments nu eoclieiües et luit« pur
clevotion ou piete cisvront strs valiclss st strs obssrvss par
les Ksritisrs, sneurs qus Is tsstamsnt ciit ssrait anuulle' et

revoqus, si es u'est que les Keritiers puissent rsvoqusr par
le clroit tellss clonatiovs pour cl'autrss raisons ». Die Schenkungen

mortis eausg, sind zulässig, können aber durch nachfolgen-

') Z, B, Projektbuch 1547 (I^szisl, st var, 57, kol. 1 b), 1580 ll^sgisl.
st var. 58, tot. 95); Mandateubuch III, kol. 34 b (1611)! Ratsmanual vom
24, März 1729 und 30. Juni 1756.

°) Z, B, Coutumier von Estavayer, Gruysre, Murten, Waadtordnung,

') Freiburger Geschichtsblätter 1902, p. 25.

*) Manuskript der Kantonsbibliothek, kol. 70.
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des Testament aufgehoben iverden, die Schenknngen intsr vivo«
werden dnrch ein nachfolgendes Testament nicht aufgehoben').
Von erblosem Gut soll « Ia quarts purtis äes äiets bisns nour
lameu, cis Oieu Ia ou »sr«, I« misux emplovs sollon lour (d. h.
des Mstral und der Geschworenen) eonseisnes » gegeben werden -).

Das Landrecht kennt auch die Erwerbsbeschränkungen und
die Amortisationsgesetze. Das Landrecht von Jaun macht die
Gabungen davon abhängig, daß dieselben, „mit vorbehaltung der
Herrschaft gerechtigkeit und mit gedingen... solle für uns, ehe si kraft
hab, gebracht und durch uns bestettigt werden ")." Die Waadt-
ordnung bestimmt 4) -

1. lout äinsi quo äroiot äe sullerte trausporte clebuoir
äe tieä en äireets. ainsi aussi aämortisäcivu transports äroiot
äe äireote en täueur cies non capable« äs äeserlur ä äireets
ü eappabiiite g, l'egarä äs tsl ineapable. Lt sont ineapnblss
posssüäir bisns subZsetii ä äireete Zsns ä'eZIise «u eommu-
naulte "), attsväu qus bisn psu souusnt acluient ieeux trans-
porter äe snv en sultre le bien cumment ciessus mouuant,
eomms tsroit une personns päitieuliere, ä ruisou äs quov In

') Waadtordnung und Coutumier von Gruyere,
Ooutumisr cis Iä kiooiis (Ivlsmoirss st äoo. 27, p, 345),

') I, o, p, 25,

^) Z, für schweizer, Recht, Bd, 15, Rechtsquellen p, 13 oksp, 3. Des

sclmortisäsion».
°) Bgl, Boyve, lismarqnss sur Iss Iois st Statuts eiu pavs eis

Väuci, IXsuoKütsi 1756, I, p, 113 l « II ounvisnt ä'obssrvsr qus Iä loi
„s äuross päs ä^I'inoäpäsits, ou sont Is» «orps, Iö«s c/s mal« mo/'l'«,
,1'äSljusrir clss konäs, säns Iä psrmission sxprssss ciu Louvsräin, si os

»'sst oär ciss äsquisitions torusss, somms pär subdästätion ou psr
clssrst, pour ss pävsr äs ss qui Isur sst clu, mäis sn os oäs, os» «orps
cis oommunäuts äoivsnt rsmsttrs sss tonäs sinsi äoquis ääns Is «om^

oiurse, sn mäins säpäbiss, ääns Is tsrms äs vinKt äns, ä somptsr
äopuis lsur »«quisition, ä äskäut äs quoi «ss «orps päisront un ssoonä

loä. 8i Is toncl» äoquis pär uus «ommunäuts est äu lisk äu Louvs-

räio, outrs Is loä äs I'äoquisition, on imposs, uus somms uus kois

pävss, täut pour Is» lsttrss ä'ämortisssmsnt ou äs psrmissiou qus

pour Iä psrts qui ärrivs pär iä mäin morts sur los äroits rsgälisn»,
tsls qus sont Iss äroits äs ässdsrsnos, äs träits koräius st äs bäwr-
äiss. »
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mäin st le loci äu ssignsur ckirsct est mort, et tel äroiet et
eoussntsmsut est voluntäirs, comms la sulterte, äout l'on so

psult somposer ckireetsmsnt.
2. Veuäot eas toutstlovs äulcun ssigneur äireet ävoir

promis ä unZ non sspsKIs cio luv pässsr äämortisäcion, säns
Kauoir äsoläre le moven et reueuu cl'ieells, plus «nitre ne

peult sxiZsr ä raison äe ee que Iä moictve äe Iä pieee äe

ckireete väult, estäut ieelle piecs ä« simple ckireete seullement,
et si ieelle se trouue tsuclälle säns KommäiZs, äueeq lä äiets
ckireete peult exiger les trovs pnrt^ äs Iä ckose äinsi mouuante
et sov trouuänt äusep cs Kommniziere, ung ckäcun souxte sä

ciuälits äsrnänäsr äs äämortisäcion comms Iä ckose äinsi
mouuäuto peult välloir, et e'est ee que l'on äppslls ckskuoir
cks tot qu«t, st «ultrv es Is ssiZnsur clirset s, räison ck'unZ

ckscun üoriu luv provsuänt äe son äämortisäcion «u lisu äs

loä peult imposer cle csnse puväkls ä ckaqus eKäNASmsnt

soit äs seiFvsur st tsnsmsntisr, ssmkläblsmsnt uuZ clsnisr
b«nns mouovs, comms Iä sutterte täict, et telles ämortisä-
eions sont sutenäuss pärsillss ä I'esgärä äs ckäqus quälits
äs tteä.

3, lükose äämortisee rsusnäut ü main oäpäbls rsuisnt
äussi su äebuoir ö son ssiAneur sn sä quälits, eommo Iä

susserts reuisut so I» sisnne st ck'icslle l'on »e peult clsssäisir

pour rsmlrs SAäl tenementier, comms pär coustums cle sut-
K rte est äecläire.

Eine neuere Fassung des lüoutumier cls Väuä tribourtzeois

') Boyve, Dsiinitions ou sxpiisätions ciss tsrmss ciu ciroit oon-
ssors« ä Ia prstiqus juäioiäirs ciu päis cks Vsuä, 2"" sci, t766, p, 21t)!
« I^s psrmissiou qus Is souvsräin ässoräs äux Nns susclitss, s'äppslls
äniortisssmsnt, ä'oü ii rösults qus i'ämortisssmsnt u'sst qu'uuo iissnos,
qus Is äsisnsur ä'srrisrs tisk äsenräs äux gsns cls uiäin invrto, cis

pouvnir posssäsr un immsubis, soit movsnnänt uir äöäommäMmsot
cis iä psrts qu'il souitrs cis iä posssssion cis rnäin morts, soit »äns

,IsäoiumäKsmsnt, »

Boyve, I, u, p, 210 l « tJusnä Is tonci cis mäiu ,norts rslsvs
cis Iä Direots cl'un vässäi, Iss gsns äs inäin morts cioivsnt äussi äs-

äoniniugsr st nn äppslls ss äsäom mägsmsnt äroit ä'inäsmnit« ou äs

»outtsrts, »
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enthält erstere Bestimmungen in folgender Form '): « Kos jzsus
(lo muin morts, ooinmö eounnungute rsÜMeuss ou Ig'iqus. Iss

villss, Ig« bopünux, los eollsAss ns psuvsnt pgs possecier cies

biens immsublss saus ls, psrmission cie Ksurs lLxeellencss, Kg,

permission obtsnus aux tins susclitss s'gppslle gmortisssmsnt.
^lors Is seiZnsur ciireet ou cle liet peut impossr ckillerentes
eouckitions K eet gmortisssmsnt peut se ckeckommaizer clu Ig
mgin morts. »

Die Höhe dieser Amortisationstaxe nnd der Sousserte wird
unter 2. durch die Waadtordnung bestimmt. In der Praxis
bestand keine feste Regel: die erhobenen Amortisationstaxen scheinen

auf Freiburger Territorium ziemlich mäßig gewesen zu sein. Die
Amortisation mußte bezahlt werden für Erwerb von freiem und

von Lehnsgut, sowie für jeden Erwerb von Sachenrechten. Wenn
dic Amortisation nicht bewilligt wurde, so waren die Glieder der

toten Hand verpflichtet, die Güter in der Regel innerhalb drei

Jahren in fähige Hände zu setzen. Neben der Amortisation
mußte die tote Hand dem Lehns- oder Zinsherren eine

Entschädigung (Sousserte), wegen der ansfallenden Einnahmen,
bezahlen. Diese Abgaben wnrden nach dem Werte des Stückes

taxirt und entweder ein für alle Mal, oder von zwanzig zn

zwanzig Jahren oder als Jahresabgabe entrichtet ^).

Nach den Landrechten kommen für das Freiburger Territorien

noch in Betracht die Ortsrechte, ivelche ebenfalls
Bestimmungen über das kirchliche Vermögensrecht enthalten.

Die Ortsrechte kennen die Testirfreiheit"), sowie die Dis-
pofitionsbefugniß über Mobilien und Immobilien^), ferner die

') 1,ivrs II, titrs 2, 1.ov 3: Dss aclmortisativns, toi, 124 (Freib,
Staatsarchiv),

^) Vgl, Ooutumisr äs Vauä kribourgsois I, e, kol, 124.

6,'uvers, 2, November und 4, Dezember 1888, Ivlsmoirss st äo-
«umsnt» X, p, 143—44,

") l.3, lZoolis, 7, April 1438, Ivlsmoirss st äoonmsnts, Bd, 27, p,
248: «Itsm quoä ipsi Komioss possunt st äsbsut quiiibst ipsorum.
»i volusriot st sibi plasusrit, Iibsrs vsoäsre, nbligars, äonars et slio-
nsru in tot« vsi io psrts sorum tsrras, posssssionss st eäiliois, as alia
bona sua qussuoczus.
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Vergabungsfreiheit ad pia» causa»'). dieselben gestatten Legate für
Kirchbau ^), anerkennen zn Gunsten der klösterlichen Genossenschaften

das Erbrecht an Oidcnsleutcn Dagegen sind die Ordens-
leute selber nicht erbfähig, es sei denn, die Zuwendung geschehe

dnrch Schenkung '), Es wird ferner die obrigkeitliche Genehmi-

gung zu Lieg-mschastserwerb durch Gotteshäuser gefordertDie
Ortsrechte kennen also auch die Amortisationsgesetze und Sie

Beschränkungen der Erwerbsfähigkeit, welche, wie oben ausgeführt,
im Laufe des 17. Jahrhunderts auf sämmtliche Territorien
ausgedehnt wurden.

') Oorbierss, 3 suillst 1339. Ivlsmoirss st, äooumsnt«, Bd, 27, p,
190—91 : n 8i qui« bnrzsnsi» aiiquiä aoqui«isrit st illuä smsnäars
vsi sssignsrs voiusrit, Iibsrs kässrs potsst sivs iu inklrruitäts sivs in
»änitäts, st bsrsäss sui iiiuä rsääsrs tsnsntur, nisi illuä änts obitum
suum smsnclsvsrit st,,, pr« saluts änims sus, «oräm äuobu« viris
Iionsstis, cisäsrit vsi ässignävsrit in siemosinam, clum ir>! potsst st
squitärs iibsrs st sins «outrääisions käosrs potsst st bsrsäs» sui iliuci
rsääsrs tsnsntur, st <si) in inlirmitäts «suiäurit st rssoräätus kusrit
purum in sismosioam äsäisss vsi assiznasss, tun« Iibsrs usqus aä

i'SXägsntä soiiäos in eismosinsm ssmsi ciärs potsst, (Diese Bestimmungen

ist der Freiburger Handfeste L, 21 entnommen), I?t luulier, ,oarito suo
sontracliesnts st liberis suis, si voiusrit clars vsstimsnta sua in sis-
mosinsm, Iibsrs lsoois potsst, »

°) Wünnewyl 1637 und 26, Mai 1716, Stiftsarchiv der Augustiner
V, 52 und 56,

') i^illS'Oisu, 14, Dezember 1563, Ratserkanntnussenbiicher X, kol.
172 Zeitschrift für schweizerisches Recht XX!. Rechtsquellen p. 56: «1.»
«onstume et äroiot äss äiots monastsrss sstrs tel et äänsiennets susquss

äprsssnt auoir ssts ainsi usits qus quänä uns psrsonus äs rsIiZion äs
«säs äs es monäs äsläissänt bisn proprs soit meubls ou immsuble,
Is «ouusnt et monästsrs susosäsnt sn tous «ss bisns st non sss parsns
et oonsänquios, »

') >, o, p. « O'äultänt qus ssmbläblsmsnt ässsäsnt lung äs ss»

psrsns siis ns psut prstsnärs susssssion sur sss bisus äsiäissss sil
nest, qus par äonätion Is äeosäs Is» ä^s käists pärtisipänt st rnssme
räi»on äs «s qus Iss äqui« käid äu tsmps quslls a ssts sn rsiigion
provisnnscit äs Ismolrnusnt äe Ia maison a Iä qusiis äussi iis äuiusnt
rotourner st äppsrtsnir. » (Diese Bestimiuung steht unter dem Einfluß des

Ztadtrechts. Vgl, Ivlunioipals M 329 und 404)

Marsens, 1«, Dezember 1636, 24, Oktober 1641, Stiftsarchiv, 15.
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Den größten Raum in den Bestimmungen der Ortsrechte
über kirchliches Vermögensrecht nimmt natürlich das Zehntrecht
ein, sowie die Bestimmungen über Rechtsame, Titel, Einkünfte,
Primitien, Zinsen, Zins- nnd Zehntstreitigkeiten n. s. w.. Wir
können hier nicht näher darauf eingehen; die Ortsrechte kennen

Ried-, Stock-, Rüti», Klein- und Novalzehnt; dieselben enthalten

Bestimmungen über Stiftungen, Benesizieii, Gülten, Grundzinsen
n. s, w.

Auch die Verwaltung und Verwendung des Kirchengutes ist

in den Ortsrechten ziemlich oft berührt; wir finden darin Bestim-

mnngen über Verwendung der kirchlichen Einkünfte, über Verwaltung

des Kirchenvermögens und über Rechnungslegung, über

Instandhaltung der kirchlichen Gebäude, über kirchliche Baulast
und über Unterhalt der Kultgegenstände und dcs Gottesdienstes ^),

Auch in Bezug auf die Ortsrechte gilt die Bemerkung, daß

seit dem 17. Jahrhundert, zuerst neben die ortsrechtlichen

Bestimmungen, später vielfach an Stelle derselben, das Centrairecht tritt
Doch haben sich noch hie und da auf Freiburger Territorium
ortsrechtliche Bestimmungen vermögensrechtlichen Inhalt bis auf.
die neuere Zeit erhalten.

') S, ktspsrwirs ckss «ommunes st äs« paroisss« im Freiburger
Staatsarchiv und die Ratserkanntnussenbücher von 14S3—1797.

S, die Quellen wie No. 1, ferner die Uebersicht der Freibnrger
Ortsrechte und Anszüge in Zeitschrift für schweiz. Recht, XXI, Rechtsquellcn'

76 », XXII. Rechtsquellen, p, 45 ff.
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